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Uber Mindestnormen auf Handeisschiffen 


A. Zielsetzung 

Die Bestimmungen des Übereinkommens Nr. 147 der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation sollen die Einhaltung von Min- 
destnormen über Sicherheit und Befähigung der Seeleute und 
angemessene Beschäftigungsbedingungen auf Seeschiffen ge- 
währleisten. Durch einheitlich geltende internationale Regelun- 
gen sollen die sich aus der Seeschiffahrt ergebenden Gefahren 
für die Seeleute und für die Umwelt so gering wie möglich ge- 
halten werden. 


B. Lösung 

Da das Übereinkommen sich auf Gegenstände der Bundesgesetz- 
gebung bezieht, bedarf es gemäß Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes zur innerstaatlidxen Umsetzung der Zustimmung 
der gesetzgebenden Körperschaften in Form eines Gesetzes. So- 
weit die einschlägigen innerstaatlichen Vorschriften den Be- 
stimmungen des Übereinkommens nicht entsprechen, sieht der 
Entwurf die notwendigen gesetzlichen Änderungen vor. Ins- 
besondere sollen durch Ergänzungen des Seeaufgabengesetzes 
die Rechtsgrundlagen für Maßnahmen gegenüber Schiffen unter 
fremder Flagge, die die Mindestnormen nicht erfüllen, geschaf- 
fen werden. 


C. Alternativen 

keine 
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D. Kosten 

Die Ausführung des Gesetzes selbst bringt noch keine zusätz- 
lichen Kosten mit sich. Allerdings werden Verwaltungskosten 
beim Bund und bei den Küstenländern, Bremen, Hamburg, 
Niedersachsen und Schleswig-Holstein entstehen, sobald die auf 
Grund der Ermächtigungen in Artikel 2 Nr. 5 und Artikel 3 zu 
erlassenden Rechtsverordnungen vorliegen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
14 (43) — 806 04 — In 39/79 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zum Übereinkommen Nr, 147 der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation vom 29. Oktober 1976 über Mindestnormen 
auf Handelsschiffen 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Der englische und französische Wortlaut des Übereinkommens mit 
deutscher Übersetzung und eine Denkschrift zu dem Übereinkommen 
sind beigefügt. 

Zugleich sind gemäß Artikel 19 Abs. 5 bis 7 der Verfassung der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation die Empfehlung 155 betreffend die 
Verbesserung der Normen auf Handelsschiffen und die von der Bun- 
desregierung zu dieser Empfehlung beschlossene Stellungnahme als 
Anlage zur Denkschrift mit der Bitte um Kenntnisnahme beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 469. Sitzung am 16. Februar 1979 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetz- 
entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bun- 
desrates ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Schmidt 


Bonn, den 28. Mai 1979 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zum Übereinkommen Nr. 147 

der internationaien Arbeitsorganisation vom 29. Oktober 1976 

über Mindestnormen auf Handeisschiffen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Genf am 29. Oktober 1976 von der Allge- 
meinen Konferenz der Internationalen Arbeitsorga- 
nisation angenommenen Übereinkommen über Min- 
destnormen auf Handelsschiffen wird zugestimmt. 
Das Übereinkommen wird nachstehend veröffent- 
licht. 

Artikel 2 

Das Gesetz über die Aufgaben des Bundes auf 
dem Gebiet der Seeschiffahrt in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. Juni 1977 (BGBl. I S. 1314), 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung 
kostenrechtlicher Vorschriften auf dem Gebiet des 
Seeverkehrs vom 10. Mai 1978 (BGBl. I S. 613), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 1 Nr. 6 erhält folgende Fassung; 

„6. die Festsetzung und Überwachung der für die 
Verkehrssicherheit der Schiffe erforderlichen 
Mindestbesatzung, der Eignung und Befähi- 
gung des Kapitäns und der Besatzungsmit- 
glieder sowie auf Schiffen unter fremder 
Flagge zusätzlich die Abwehr von Gefahren 
für die Sicherheit und Gesundheit der See- 
leute." 

2. § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Bundesminister für Verkehr kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister des 
Innern und dem Bundesminister der Finanzen 
durch Rechtsverordnung Aufgaben, die der Was- 
ser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes nach 
§ 1 Nr. 2 im Bereich der seewärtigen Begrenzung 
des Küstenmeeres sowie nach § 1 Nr. 3 Buch- 
stabe a oder b auf der Hohen See obliegen, zur 
Ausübung auf den Bundesgrenzschutz und die 
Zollverwaltung übertragen; das gleiche gilt für 
die Übertragung von Aufgaben des Bundes nach 
§ 1 Nr. 4 und 6 im Bereich der seewärtigen 
Begrenzung des Küstenmeeres und der Hohen See 
sowie für die Übertragung sonstiger Aufgaben 
des Bundes auf der Hohen See. Der Bundesmini- 
ster für Verkehr regelt im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister des Innern und dem Bundesmini- 
ster der Finanzen das Zusammenwirken der 
zuständigen Behörden seines Geschäftsbereichs 
mit dem Bundesgrenzschutz und der Zollverwal- 
tung. Der Bundesminister für Verkehr und die 


von ihm beauftragten Behörden seines Geschäfts- 
bereichs üben gegenüber dem Bundesgrenzschutz 
und der Zollverwaltung bei der Durchführung der 
Aufgaben nach Satz 1 die Fachaufsicht aus." 

3. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender neuer Satz 2 ein- 
gefügt: 

„Außerdem führt die See-Berufsgenossen- 
schaft die Aufgaben des Bundes nach § 1 Nr. 6 
aus, die ihr durch Rechtsverordnung übertra- 
gen sind." 

b) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 3 
und 4. Der neue Satz 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die See-Berufsgenossenschaft untersteht bei 
der Durchführung der Aufgaben nach den 
Sätzen 1 und 2 der Fadiaufsidit des Bundes- 
ministers für Verkehr." 

4. In § 8 wird im ersten Halbsatz die Zahl „4" durch 
die Zahl „6" ersetzt. 

5. Nach § 9 a wird folgender neuer § 9 b eingefügt: 

„9 b 

(1) Der Bundesminister für Verkehr und der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

1. die Festsetzung und Überwachung der für die 
Verkehrssicherheit der Schiffe unter fremder 
Flagge erforderlichen Mindestbesatzung und 
der Eignung und Befähigung des Kapitäns und 
der Besatzungsmitglieder dieser Schiffe, 

2. die Maßnahmen zur Abwehr von Gefahren für 
die Sicherheit und Gesundheit der Seeleute auf 
Schiffen unter fremder Flagge und 

3. das in völkerrechtlichen Vereinbarungen im 
Interesse der Verkehrssicherheit der Schiffe 
unter fremder Flagge und des Schutzes der 
Seeleute auf diesen Schiffen vorgesehene 
Melde- und Unterrichtungsverfahren 

zu regeln. 

(2) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 können 
auch zur Durchführung oder Umsetzung von 
Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaften 
und zur Erfüllung von Verpflichtungen aus zwi- 
schenstaatlichen Vereinbarungen erlassen wer- 
den." 
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6. In § 12 Abs. 1 wird die Bezeichnung „§§ 9a 
und 11" durch die Bezeichnung „§§ 9 a, 9 b und 
11" ersetzt. 

7. In § 15 Abs. 1 Nr. 2 werden nach der Bezeichnung 
„§ 9" die Worte „oder nach § 9 b" eingefügt. 


Artikel 3 

Die Zuständigkeit für die Entgegennahme, Unter- 
suchung und Meldung von Beschwerden nach Arti- 
kel 2 Buchstabe d Ziffer ii des Übereinkommens 
Nr. 147 der Internationalen Arbeitsorganisation 
über Mindestnormen auf Handelsschiffen wird den 
Seemannsämtern übertragen. Der Bundesminister 
für Verkehr und der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung werden ermächtigt, durch Rechtsver- 
ordnung, die der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, das Verfahren zu regeln. 


Artikel 4 

Artikel 6 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes vom 11. Fe- 
bruar 1977 zu den Übereinkommen vom 15. Februar 
1972 und 29. Dezember 1972 zur Verhütung der 
Meeresverschmutzung durch das Einbringen von 
Abfällen durch Schiffe und Luftfahrzeuge (BGBl. 
1977 II S. 165) wird wie folgt gefaßt: 

„Unmittelbarer Zwang wird von den Vollzugsbeam- 
ten der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bun- 
des mit Strom- und schiffahrtspolizeilichen Befugnis- 


sen sowie den Vollzugsbeamten des Bundesgrenz- 
schutzes und der Zollverwaltung angewandt; der 
Bundesminister für Verkehr regelt im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister des Innern und dem Bun- 
desminister der Finanzen das Zusammenwirken der 
Wasser- und Schiff ahrtsverwaitung, des Bundes- 
grenzschutzes und der Zollverwaltung." 

Artikel 5 

Rechtsverordnungen, die auf Grund der in Arti- 
kel 2 Nr. 2 und 5 enthaltenen Ermächtigungen erge- 
hen, bedürfen nicht der Zustimmung des Bundesra- 
tes. 

Artikel 6 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 7 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach 
seinem Artikel 6 Abs. 3 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Übereinkommen findet Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich. Durch den in 
Ausführung des Artikels 2 Buchstabe d Ziffer ii des 
Übereinkommens ergehenden Artikel 3 Satz 2 des 
Gesetzes kann das Verwaltungsverfahren von Lan- 
desbehörden geregelt werden. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel enthält die Änderungen des Gesetzes 
über die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der 
Seeschiffahrt {Seeaufgabengesetz), mit denen die 
Rechtsgrundlagen für die sich aus Artikel 4 des 
Übereinkommens ergebenden Maßnahmen gegen- 
über Schiffen unter fremder Flagge geschaffen wer- 
den. Dabei ist vorgesehen, daß die Durchführung der 
Maßnahmen gegenüber Schiffen unter fremder 
Flagge erst noch der Umsetzung durch eine Rechts- 
verordnung des Bundesministers für Verkehr und 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
bedarf. Von der Verordnungsermächtigung kann nur 
im Rahmen des völkerrechtlich Zulässigen, d, h. im 
Rahmen allgemein anerkannter internationaler Re- 
geln und Standards, Gebrauch gemacht werden. 

Die Aufgabenzuweisung an den Bund und die Ver- 
ordnungsermächtigung sind bereits so gestaltet, daß 
die Ratifizierung des Internationalen Übereinkom- 
mens über die Ausbildung, die Befähigung und den 
Wachdienst der Seeleute, das im Juli 1978 in Lon- 
don von einer internationalen Konferenz verab- 
schiedet wurde, und eines später zu erwartenden 
Internationalen Übereinkommens über Mindestbe- 
satzungsstärken keine erneute Änderung des See- 
aufgabengesetzes erforderlich macht. Hierzu ist dar- 
auf hinzuweisen, daß in den für Schiffe unter frem- 
der Flagge geltenden Regelungen auch auf die Ver- 
kehrssicherheit der Schiffe abgestellt wird. Insoweit 
wird neben der nach dem Übereinkommen Nr. 147 in 
erster Linie zu schützenden „Sicherheit des Lebens 
an Bord“ (Artikel 2 Buchstabe a Ziffer i) und 
„Sicherheit und Gesundheit" (Artikel 4 Abs. 1) auf 
den Schutz der Allgemeinheit und den Schutz ande- 
rer Teilnehmer am Seeverkehr abgestellt. Das 
geschieht, weil der Begriff der Verkehrssicherheit 
Grundlage der Regelungen in dem erwähnten Inter- 
nationalen Übereinkommen über die Ausbildung, 
die Befähigung und den Wachdienst von Seeleuten 
ist. 

Bei den Änderungen des Seeaufgabengesetzes ist 
berücksichtigt worden, daß das Seemannsgesetz 
durch das Seeaufgabengesetz nach dessen § 20 
Abs. 1 Nr. 3 nicht berührt wird. Daher haben für 
deutsche Schiffe die weitergehenden Regelungen 
des Seemannsgesetzes auch künftig Vorrang. 


Durch die vorgesehenen Änderungen des Seeauf- 
gabengesetzes soll auch die rechtliche Möglichkeit 
erweitert werden, Vollzugsaufgaben des Bundes auf 
den Bundesgrenzschutz und die Zollverwaltung zur 
Ausübung zu übertragen. Dies ist zur Ausführung 
des Übereinkommens Nr. 147 erforderlich. Damit 
wird zugleich die effektive Anwendung weiterer 
neuer wichtiger Übereinkommen auf dem Gebiet der 
Sicherheit des Seeverkehrs gewährleistet. Hierbei 
handelt es sich um das Internationale Übereinkom- 
men von 1974 zum Schutz des menschlichen Lebens 
auf See (mit Ergänzung von 1978) und das Interna- 
tionale Übereinkommen von 1973 zur Verhütung der 
Verschmutzung der See durch Schiffe in der Fas- 
sung des Protokolls vom Februar 1978. Der Rat der 
Europäischen Gemeinschaften hat den Mitgliedstaa- 
ten eine beschleunigte Ratifizierung dieser Überein- 
kommen empfohlen {Empfehlung Nr. 78/584/EWG 
des Rates vom 26. Juni 1978 über die Ratifikation 
von Übereinkommen über die Sicherheit im Seever- 
kehr [ABI. EG Nr. L 194 S. 17]). Für die Ausführung 
der Übereinkommen, deren Ratifizierung zur Zeit 
vorbereitet wird, ist es notwendig, die Überwachung 
der Schiffahrt im Küstenvorfeld zu intensivieren. 
Schließlich hat auch die Dritte Seerechtskonferenz 
der Vereinten Nationen neue Eingriffs- und Kon- 
trollrechte der Küstenstaaten im Bereich der 200- 
Seemeilen-Wirtschaftszone formuliert, die schon 
jetzt als gesicherter Bestandteil einer künftigen 
Konvention angesehen werden müssen. Da für die 
Überwachung der Hohen See der Bund zuständig 
ist {§ 1 Nr. 3 Buchstaben a und b des Seeaufgaben- 
gesetzes) können diese Aufgaben mit den vorhande- 
nen Mitteln nur gelöst werden, wenn alle Exekutiv- 
kräfte des Bundes einbezogen werden. 


Zu den Änderungen im einzelnen: 

Zu Nummer 1: 

Mit der Änderung des § 1 Nr. 6 des Seeaufgabenge- 
setzes wird dem Bund die Aufgabe zugewiesen, 
Artikel 4 des Übereinkommens auszuführen. Dieser 
Artikel berechtigt den Hafenstaat, Schiffe unter 
fremder Flagge auf die Einhaltung der Mindestnor- 
men des Übereinkommens zu überprüfen und die 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Der Bund soll 
künftig zuständig sein für 

1. die Festsetzung und Überwachung der für die 
Verkehrssicherheit der Schiffe unter fremder 
Flagge erforderlichen Mindestbesatzuhg und die 
Eignung und Befähigung der Seeleute auf diesen 
Schiffen sowie 

2. die Abwehr von Gefahren für die Sicherheit und 
Gesundheit der Seeleute auf Schiffen unter frem- 
der Flagge. 

Angesichts der damit ohnehin erforderlichen Ände- 
rung des § 1 Nr. 6 des Seeaufgabengesetzes erschien 
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es zweckmäßig, auch die Zuständigkeitszuweisung 
an den Bund hinsichtlich der für die Verkehrssicher- 
heit der Schiffe unter deutscher Flagge erforderli- 
chen Mindestbesatzung zu präzisieren. Die bisherige 
Regelung bringt nicht deutlich genug zum Aus- 
druck, daß zur Festsetzung der Mindestbesatzung 
auch deren Überwachung gehört. Zugleich ist klar- 
gestellt worden, daß die Zuständigkeit für die Min- 
destbesatzung notwendigerweise auch die Eignung 
und Befähigung der Kapitäne und der Besatzungs- 
mitglieder umfaßt. 

Mit der Neufassung wird im Seeaufgabengesetz, das 
die Bundeszuständigkeiten auf dem Gebiet der See- 
schiffahrt zusammenfaßt, den bereits vorhandenen 
Regelungen des Seemannsgesetzes und der dazu 
ergangenen Rechtsverordnungen Rechnung getra- 
gen. Auf den Halbsatz des bisherigen § 1 Nr. 6 des 
Seeaufgabengesetzes, der ausdrücklich auf das See- 
mannsgesetz verweist, kann als überflüssig verzich- 
tet werden. 

Zu Nummer 2: 

Die Ergänzung des § 3 Abs. 2 des Seeaufgabengeset- 
zes dient zwei Zielen: Zunächst soll die bereits 
bestehende Möglichkeit, den Vollzug derjenigen 
Aufgaben, die der Wasser- und Schiffahrts Verwal- 
tung des Bundes obliegen, dem Bundesgrenzschutz 
zu übertragen, dadurch erweitert werden, daß 
solche Aufgaben künftig auch die Zollverwaltung 
übernehmen kann. Sodann soll durch den neuen 
Halbsatz 2 in Satz 1 die gleiche Übertragungsmög- 
lichkeit auch für Kontroll- und Überwachungsaufga- 
ben auf dem Gebiet der Schiffssicherheit (§ 1 Nr. 4 
des Seeaufgabengesetzes) und der Besatzung (§ 1 
Nr. 6 des Seeaufgabengesetzes — Neufassung) eröff- 
net werden. 

Diese Vollzugsaufgaben des Bundes beschränken 
sich auf den Bereich der seewärtigen Begrenzung 
des Küstenmeeres und der Hohen See, da solche 
Aufgaben im allgemeinen nur dort von Bundesbe- 
hörden wahrgenommen werden müssen. In den 
Hoheitsgewässern und in den Häfen werden die 
schiffahrtpolizeilichen Vollzugsaufgaben in erster 
Linie von der Wasserschutzpolizei der Länder wahr- 
genommen. Diese Kompetenzaufteilung ergibt sich 
aus der zwischen Bund und Küstenländern abge- 
schlossenen Vereinbarung über die Ausübung der 
schiffahrtspolizeilichen Vollzugsaufgaben auf den 
Binnengewässern des Bundes und auf See bis zur 
Hoheitsgrenze. § 20 Abs. 1 Nr. 5 des Seeaufgabenge- 
setzes legt ausdrücklich fest, daß die auf Grund der 
genannten Vereinbarung erlassenen Gesetze der 
Länder unberührt bleiben. Der Begriff „Bereich der 
seewärtigen Begrenzung des Küstenmeeres" ist aus 
der geltenden Fassung des § 3 Abs. 2 des Seeauf- 
gabengesetzes auch in die Neufassung übernommen 
worden. Damit soll weiterhin sichergestellt werden, 
daß eine Übertragung der dem Bund insbesondere 
nach § 3 der genannten Bund-Länder- Vereinbarung 
obliegenden Aufgaben auch für eine Übergangszone 
zwischen der Hohen See und einem Teil des Küsten- 
meeres innerhalb der Hoheitsgrenzen möglich ist. Es 
ist aus Gründen einer umfassenden Gefahrenabwehr 
geboten, die Kontrollbefugnisse der Bundesorgane 


nicht auf den Bereich der Hohen See zu beschränken 
und strikt an der Hoheitsgrenze enden zu lassen. 
Eine solche strikte Begrenzung der Zuständigkeiten 
der Bundesorgane auf den Bereich jenseits der 
Hoheitsgrenze würde angesichts der Besonderheiten 
der Seeschiffahrt nur zu erheblichen praktischen 
Schwierigkeiten führen und in der Öffentlichkeit 
auf Unverständnis stoßen. Es besteht auch sonst 
kein Anlaß, die erst 1972 durch § 70 des Gesetzes 
über den Bundesgrenzschutz mit Zustimmung der 
Länder eingeführte subsidiäre Eingriffsmöglichkeit 
der Bundesvollzugsorgane in der Übergangszone 
wieder zu beseitigen. 

Die in § 3 Abs. 2 Satz 1 — Neufassung — vorgese- 
hene Delegationsmöglichkeit von dem Bund oblie- 
genden Vollzugsaufgaben auf den Bundesgrenz- 
schutz und die Zollverwaltung ist erforderlich, weil 
die an sich zuständigen Stellen des Bundes — neben 
den Behörden der Wasser- und Schiffahrtsverwal- 
tung des Bundes insbesondere die See-Berufsgenos- 
senschaft und das Deutsche Hydrographische Insti- 
tut — nicht über ausreichende eigene Einsatzmittel 
in diesem Bereich verfügen; andererseits müssen die 
Sicherheitskontrollen wegen verstärkter Umweltge- 
fahren im Küstenbereich außerhalb der Hoheitsge- 
wässer und auch für die Übergangszone der seewär- 
tigen Begrenzung des Küstenmeeres verstärkt wer- 
den. Zum rationellen Einsatz aller zur Verfügung 
stehenden Schiffe des öffentlichen Dienstes ist es 
geboten, neben dem Bundesgrenzschutz auch die 
Fahrzeuge der Zollverwaltung hierfür hinzuzuzie- 
hen. 

§ 3 Abs. 2 Satz 2 regelt das Zusammenwirken der 
Vollzugsorgane des Bundes. Der Bundesminister für 
Verkehr wird ein einheitliches Sicherheitskonzept 
ausarbeiten, in dem unter anderem auch eine ein- 
heitliche Führung der Vollzugskräfte verschiedener 
Bundesverwaltungen geregelt werden wird. 

Durch den neuen § 3 Abs. 2 Satz 3 wird ausdrücklich 
klargestellt, daß die Fachaufsicht und damit eine 
einheitliche Steuerung der Vollzugsaufgaben beim 
Bundesminister für Verkehr und den ihm nachge- 
ordneten Stellen verbleibt. 

Zu Nummer 3: 

Es ist beabsichtigt, die dem Bund nach der Neufas- 
sung des § 1 Nr. 6 des Seeaufgabengesetzes in 
Verbindung mit der Ausführung des Artikels 4 des 
Übereinkommens obliegenden Aufgaben auf die 
See-Berufsgenossenschaft zu übertragen, die bereits 
ähnliche Kontrollaufgaben im Bereich der Schiffssi- 
cherheit nach § 6 des Seeaufgabengesetzes und nach 
§ 17 der Schiffssicherheitsverordnung vom 9, Okto- 
ber 1972 (BGBl. I S. 1933) ausführt. Die Aufgaben im 
einzelnen bestimmen sich nach der gemäß § 9 b des 
Seeaufgabengesetzes in der Fassung dieses Entwurfs 
zu erlassenden Rechtsverordnung oder nach Rechts- 
verordnungen auf Grund anderer gesetzlicher 
Er mächti gungen. 

Zu Nummer 4: 

Mit der Ergänzung des § 8 des Seeaufgabengesetzes 
wird sichergestellt, daß die Kontrollmaßnahmen 
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nach § 1 Nr. 6 des Seeaufgabengesetzes auch an 
Bord durchgeführt, Schiffe also zu Kontrollzwecken 
betreten werden dürfen. Bei dieser Gelegenheit wer- 
den auch Kontrollmaßnahmen nach § 1 Nr. 5 des 
Seeaufgabengesetzes miteinbezogen. Vermessungs- 
kontrollen an Bord sind nötig und üblich, ihre Zuläs- 
sigkeit war aber bisher nicht ausreichend gesetzlich 
gesichert. 

Zu Nummer 5: 

Die neue Regelung des § 9 b Abs. 1 enthält die 
Verordnungsermächtigungen, die notwendig sind, 
Artikel 4 des Übereinkommens auszuführen. Diese 
Ermächtigungen beziehen darüber hinaus bereits für 
Schiffe unter fremder Flagge das Londoner Überein- 
kommen über die Ausbildung, die Befähigung und 
den Wachdienst von Seeleuten sowie das zu erwar- 
tende Internationale Übereinkommen über Mindest- 
besatzungsstärken ein. Der Bundesminister für Ver- 
kehr und der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung haben damit die Möglichkeit, durch Rechts- 
verordnung im einzelnen zu regeln: 

1. Die Festsetzung und Überwachung der für die 
Verkehrssicherheit der Schiffe unter fremder 
Flagge erforderlichen Mindestbesatzung und der 
Eignung und Befähigung des Kapitäns und der 
Besatzungsmitglieder dieser Schiffe, 

2. die Maßnahmen zur Abwehr von Gefahren für die 
Sicherheit und Gesundheit der Seeleute auf Schif- 
fen unter fremder Flagge und 

3. die Meldung festgestellter Verstöße insbesondere 
bei den zuständigen Stellen des Staates, dessen 
Flagge das kontrollierte Schiff führt. 

Die Ermächtigungen umschließen auch die Übertra- 
gung der einzelnen Durchführungsmaßnahmen auf 
die See-Berufsgenossenschaft (siehe hierzu Artikel 2 
Nr. 3 Buchstabe a). 

Der ebenfalls neue § 9b Abs. 2 soll die Inkraftset- 
zung künftiger Internationaler Übereinkommen im 
Rahmen der in Absatz 1 aufgeführten Gebiete ver- 
einfachen und erleichtern. Die vorgesehene Rege- 
lung folgt der neueren Gesetzgebung im Bereich 
technischer und nautischer Regelvorschriften, die — 
wie hier — überwiegend in internationalen Gremien 
beschlossen werden und national in Kraft gesetzt 
werden müssen (vgl. z. B. § 3 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Beförderung gefährlicher Güter vom 
6. August 1975, BGBl. I S. 2121). Dem Erfordernis 
von Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes wird 
damit entsprochen. Die Ermächtigung zur Umset- 
zung Internationaler Vereinbarungen ist auf die in 
Absatz 1 genannten Gebiete beschränkt und damit 
genügend bestimmt. 

Zu Nummer 6: 

Die Ergänzung des § 12 des Seeaufgabengesetzes 
eröffnet die Möglichkeit, auch den Reeder eines 
Schiffes unter fremder Flagge mit den Kosten für 
Amtshandlungen nach den auf Grund des § 9 b 
Abs. 1 erlassenen Rechtsverordnungen zu belasten. 
§ 6 Abs. 2 des Seeaufgabengesetzes bleibt unbe- 
rührt. 


Zu Nummer 7: 

Mit der Ergänzung des § 15 des Seeaufgabengeset- 
zes wird die Ahndung von Verstößen gegen die nach 
§ 9b Abs. 1 erlassenen Rechtsverordnungen in die 
bestehenden Regelungen einbezogen. 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel regelt die Behandlung von Beschwer- 
den, die von ausländischen und deutschen Arbeit- 
nehmern im Zusammenhang mit der Anheuerung auf 
Schiffen unter fremder Flagge im Gebiet der Bundes- 
republik Deutschland erhoben werden. Damit soll 
Artikel 2 Buchstabe d Ziffer ii des Übereinkommens 
entsprochen werden. 

Zuständig für die Entgegennahme, Untersuchung 
und Meldung von Beschwerden sollen die See- 
mannsämter als von den Ländern eingerichtete Ver- 
waltungsbehörden sein. Die Seemannsämter sind 
bereits nach geltendem Recht für die Musterung auf 
deutschen Seeschiffen zuständig. Die Einzelheiten 
des Beschwerdeverfahrens sollen in einer von dem 
Bundesminister für Verkehr und dem Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung zu erlassenden 
Rechtsverordnung geregelt werden. Diese gesetz- 
liche Ermächtigung tritt selbständig neben § 143 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Seemannsgesetzes, der die 
Ermächtigung für Rechtsverordnungen hinsichtlich 
des Verfahrens und der Aufgaben der Seemanns- 
ämter im Zusammenhang mit dem Seemannsgesetz 
enthält. 


Zu Artikel 4 

Die Ergänzung des Artikels 6 Abs. 2 des Gesetzes zu 
den Übereinkommen vom 15. Februar 1972 und 
29. Dezember 1972 zur Verhütung der Meeresver- 
schmutzung durch das Einbringen von Abfällen 
durch Schiffe und Luftfahrzeuge vom 11. Februar 
1977 (BGBl. II S. 165) folgt dem Grundgedanken des 
Artikels 2 Nr. 2 (Neufassung des § 3 Abs. 2 des 
Seeaufgabengesetzes). Es geht um den wirksamen 
Einsatz sämtlicher für den Vollzug der Gesetze zur 
Verfügung stehenden Exekutivkräfte des Bundes. Da 
die Kontrollfahi zeuge der Zollverwaltung in den zu 
überwachenden Seegebieten ohnehin im Einsatz 
sind und ihnen jetzt durch das Seeaufgabengesetz 
weitere Vollzugsaufgaben übertragen werden sollen, 
soll zugleich auch der in einem besonderen Gesetz 
geregelte Fall der Vollzugsaufgaben bei Einbringen 
von Abfällen auf Hoher See miterfaßt werden. 


Zu Artikel 5 

Das Seeaufgabengesetz ist als zustimmungsfreies 
Gesetz ergangen und wird vom Bund ausgeführt. 
Rechtsverordnungen auf Grund der in ihm enthalte- 
nen Ermächtigungen bedürfen daher nicht der 
Zustimmung des Bundesrates. Bei Rechtsverordnun- 
gen auf Grund des durch Artikel 2 Nr. 2 geänderten 
§ 3 Abs. 2 sowie des durch Artikel 2 Nr. 5 eingefügten 
§ 9 b könnte dies im Hinblick auf die Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts vom 9. Oktober 1968 
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(BVerfGE 24, 184/194) fraglich sein, weil die Ermäch- 
tigungsnorm gesetzestechnisch Teil eines Gesetzes 
ist, das insgesamt — wegen seines Artikels 3 — der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf. Die genannte 
Entscheidung ist aber wohl auf Gesetze, die mehrere 
verschiedene Materien regeln, nicht anwendbar. Um 
Zweifelsfragen auszuschließen, soll die vorgesehene 
Regelung klarstellen, daß Rechtsverordnungen, die 
auf Grund von § 3 Abs. 2 bzw. § 9b ergehen — 
ebenso wie die anderen Rechtsverordnungen nach 
dem Seeaufgabengesetz — nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedürfen. 


Zu Artikel 6 

Das Übereinkommen, das Gesetz und die auf Grund 
des Gesetzes ergangenen Rechtsverordnungen sol- 
len auch auf das Land Berlin Anwendung finden; das 
Gesetz enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 7 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem 
Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grund- 
gesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem das Überein- 
kommen nach seinem Artikel 6 Abs. 3 für die Bun- 
desrepublik Deutschland in Kraft tritt, im Bundesge- 
setzblatt bekanntzugeben. 


Schlußbemerkung 

Das Gesetz selbst wird zu keinen zusätzlichen 
Kosten für Bund, Länder und Gemeinden führen. 
Allerdings werden Kosten für den Bund und die vier 
Küstenländer Bremen, Hamburg, Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein anfallen, sobald die Durchfüh- 
rungsverordnungen zu Artikel 2 Nr. 5 und Artikel 3 
erlassen werden. 


Die Kosten für den Bund ergeben sich daraus, daß 
nadi § 6 Abs. 2 des Seeaufgabengesetzes der Bund 
die Kosten zu tragen hat, die für die See-Berufsge- 
nossenschaft bei Durchführung von dem Bund oblie- 
genden Aufgaben entstehen. Zwar ist vorgesehen, 
daß für die Amtshandlungen der See-Berufsgenos- 
senschaft im Rahmen der Überprüfung der Schiffe 
unter fremder Flagge Gebühren und Auslagen erho- 
ben werden (vgl. Artikel 2 Nr. 6). Die tatsächlich 
entstehenden Verwaltungskosten werden dadurch 
aber nicht völlig ausgeglichen werden können. Der 
vom Bund zu tragende Mehraufwand kann im einzel- 
nen noch nicht beziffert werden. Er hängt einmal von 
dem Inhalt der Durchführungsverordnung ab, zum 
anderen vom Ausmaß der Kostendeckung durch 
Gebühren. Es kann aber davon ausgegangen wer- 
den, daß der Mehraufwand weniger ais 200 000 DM 
im Jahr beträgt. Soweit die See-Berufsgenossen- 
schaft bei der Überprüfung auf die Hilfe der Wasser- 
schutzpolizei der Länder sowie des Bundesgrenz- 
schutzes oder der Zollverwaltung zurückgreifen muß, 
haben die Küstenländer und die Bundesminister des 
Innern und der Finanzen erklärt, daß sie diese Hilfe 
im Rahmen der vorhandenen bzw. ohnehin vorgese- 
henen personellen und sachlichen Mittel abwickeln 
können. 

Die Kosten für die Küstenländer ergeben sich dar- 
aus, daß die Seemannsämter im Zusammenhang mit 
dem Anheuerungsverfahren auf Schiffen unter frem- 
der Flagge mit zusätzlichen Aufgaben betraut wer- 
den sollen. Der zusätzliche Verwaltungsaufwand der 
Seemannsämter wird allerdings gering sein, da nur 
mit wenigen Beschwerden deutscher oder ausländi- 
scher Seeleute zu rechnen ist. Die Bearbeitung der 
Beschwerden ausländischer Staatsangehöriger wird 
sich zudem darauf beschränken, daß die Seemanns- 
ämter diese Beschwerden ohne eigene Überprüfung 
an den Flaggenstaat und den Generaldirektor des 
Internationalen Arbeitsamtes weiterleiten werden. 
Es kann daher davon ausgegangen werden, daß die 
den Küstenländern insgesamt entstehenden zusätzli- 
chen Verwaltungskosten weniger als 10 000 DM im 
Jahr betragen werden. 


10 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/2893 


Übereinkommen 147 

Übereinkommen 

über Mindestnormen auf Handelsschiffen 

Convention 147 

Convention 

Concerning Minimum Standards in Merchant Ships 

Convention 147 

Convention 

concernant les normes minima ä observer sur les navires marchands 


The General Conference of the In- 
ternational Labour Organisation, 

Having been convened at Geneva 
by the Governing Body of the Interna- 
tional Labour Office and having met 
in its Sixty-second Session on 13 Oc- 
tober 1976, and 

Recalling the provisions of the Sea- 
farers' Engagement (Foreign Vessels) 
Recommendation, 1958, and of the 
Social Conditions and Safety (Seafar- 
ers) Recommendation, 1958, and 


Having decided upon the adoption 
of certain proposals with regard to 
substandard vessels, particularly 
those registered under flags of conve- 
nience, which is the fifth item on the 
agenda of the Session, and 


Having determined that these pro- 
posals shall take the form of an inter- 
national Convention, 

adopts this twenty-ninth day of Oc- 
tober of the year one thousand nine 
hundred and seventy-six the following 
Convention, which may be cited as 
the Merchant Shipping (Minimum 
Standards) Convention, 1976: 

A r t i c 1 e 1 

1. Except as otherwise provided in 
this Article, this Convention applies 
to every sea-going ship, whether pub- 
licly or privately owned, which is en- 
gaged in the transport of cargo or 
passengers for the purpose of trade or 
is employed for any other commercial 
purpose. 

2. National laws or regulations shall 
determine when ships are to be 
regarded as sea-going ships for the 
purpose of this Convention. 


La Conference generale de l'Organi- 
sation internationale du Travail, 

Convoquee ä Geneve par le Conseil 
d'administration du Bureau internatio- 
nal du Travail, et s’y etant reunie le 
13 octobre 1976, en sa soixante- 
deuxieme session; 

Rappelant les dispositions de la 
recommandation sur l'engagement des 
gens de mer (navires etrangers), 1958, 
et de la recommandation sur les 
conditions de vie, de travail et de 
securite des gens de mer, 1958; 


Apres avoir decide d’adopter 
diverses propositions relatives aux 
navires oü prevalent des conditions 
inferieures aux normes, en particulier 
ceux immatricules sous des pavillons 
de complaisance, question qui consti- 
tue le cinquieme point ä l'ordre du 
jour de la session; 

Apres avoir decide que ces proposi- 
tions prendraient la forme d'une 
Convention internationale, 

adopte, ce vingt-neuvieme jour 
d'octobre mil neuf cent soixante-seize, 
la Convention ci-apres, qui sera 
denommee Convention sur la marine 
marchande (normes minima), 1976: 


Article 1 

1. Sous reserve des dispositions 
contraires figurant dans le present 
article, la presente convention 
s'applique ä tout navire de mer, de 
propriete publique ou privee, affecte, 
pour des fins commerciales, au trans- 
port de marchandises ou de passagers 
ou utilise ä d'autres fins commer- 
ciales. 

2. La l^gislation nationale determi- 
nera quand un navire sera repute 
navire de mer aux fins de la presente 
Convention. 


(Übersetzung) 

Die Allgemeine Konferenz der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Inter- 
nationalen Arbeitsamtes nach Genf 
einberufen wurde und am 13. Oktober 
1976 zu ihrer zweiundsechzigsten 
Tagung zusammengetreten ist, 

verweist auf die Bestimmungen der 
Empfehlung betreffend die Anheue- 
rung der Seeleute (ausländische 
Schiffe), 1958, sowie der Empfehlung 
betreffend die Lebens- und Arbeitsbe- 
dingungen und die Sicherheit der See- 
leute, 1958; 

hat beschlossen, verschiedene 
Anträge anzunehmen betreffend nicht- 
normengemäße Seefahrzeuge, insbe- 
sondere soweit sie unter Gefälligkeits- 
flaggen eingetragen sind, eine Frage, 
die den fünften Gegenstand ihrer 
Tagesordnung bildet, und 


dabei bestimmt, daß diese Anträge 
die Form eines internationalen Über- 
einkommens erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 
29. Oktober 1976, das folgende Über- 
einkommen an, das als Übereinkom- 
men über die Handelsschiffahrt (Min- 
destnorinen), 1976, bezeichnet wird. 


Artikel 1 

1. Dieses Übereinkommen gilt, 
soweit in diesem Artikel nichts ande- 
res bestimmt wird, für alle Seeschiffe, 
gleichviel ob in öffentlichem oder pri- 
vatem Eigentum, die der gewerbsmä- 
ßigen Beförderung von Fracht oder 
von Fahrgästen oder anderen gewerb- 
lichen Zwecken dienen. 

2. Die innerstaatliche Gesetzgebung 
hat die Voraussetzungen zu bestim- 
men, unter denen Schiffe als See- 
schiffe im Sinne dieses Übereinkom- 
mens zu gelten haben. 
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3. This Convention applies to sea- 
going tugs. 

4. This Convention does not apply 
to — 

(a) ships primarily propelled by sail, 
whether or not they are fitted 
with auxiliary engines; 

(b) ships engaged in fishing or in 
whaling or in similar pursuits; 

(c) small vessels and vessels such as 
oil rigs and drilling platforms 
when not engaged in navigation, 
the decision as to which vessels 
are covered by this subparagraph 
to be taken by the competent au- 
thority in each country in consul- 
tation with the most representa- 
tive organisations of shipowners 
and seafarers. 


5. Nothing in this Convention shall 
be deemed to extend the scope of the 
Conventions referred to in the Appen- 
dix to this Convention or of the provi- 
sions contained therein. 


A r t i c 1 e 2 

Each Member which ratifies this 
Convention undertakes — 

(a) to have laws or regulations laying 
down, for ships registered in its 
territory — 

(i) safety Standards, including 
Standards of competency, 
hours of Work and manning, 
so as to ensure the safety of 
life on board ship; 


(ii) appropriate social security 
measures; and 

. (iii) shipboard conditions of em- 
ployment and shipboard liv- 
ing arrangements, in so far as 
these, in the opinion of the 
Member, are not covered by 
collective agreements or laid 
down by competent courts in 
a manner equally binding on 
the shipowners and seafarers 
concerned; 

and to satisfy itself that the provi- 
sions of such laws and regulations 
are substantially equivalent to the 
Conventions or Articles of Con- 
ventions referred to in the Appen- 
dix to this Convention, in so far as 
the Member is not otherwise 
bound to give effect to the Con- 
ventions in question; 

(b) to exercise effective Jurisdiction 
or control over ships which are 


3. La presente convention s'applique 
aux remorqueurs de mer. 

4. La presente convention ne 
s'appliqpe pas: 

a) aux navires dont la volle est le 
Principal moyen de propulsion, 
qu’ils soient ou non equipes d une 
machine auxiliaire; 

b) aux navires affectes ä la peche, a 
la Chasse a la baieine ou a des 
operations similaires; 

c) aux navires de faible tonnage ni 
aux navires tels que les plates- 
formes de forage et d'exploitaüon 
quand ils ne sont pas utilises pour 
la navigation; la decision relative 
aux navires qui sont vises par la 
presente disposition sera prise par 
l'autorite competente de chaque 
pays, en consultation avec les 
organisations les plus representa- 
tives des armateurs et des gens de 
men 

5. Aucune disposition de la presente 
convention ne devra etre consideree 
comme etendant le champ d'applica- 
tion des conventions enumerees dans 
l'annexe ä la presente convention ou 
d'aucune des dispositions de celles-ci. 

A r t i c 1 e 2 

Tout Membre qui ratifie la presente 
convention s'engage: 

a) a edicter une legislation ä l’egard 
des navires immatricules sur son 
territoire en ce qui concerne: 

i) les normes de securite, y com- 
pris celles ayant trait ä la com- 
petence de l'equipage, ä la 
duree du travail et a son effec- 
tif, afin d'assurer la sauvegarde 
de la vie humaine ä bord des 
navires; 

ii) un regime approprie de secu- 
rite sociale; 

iii) les conditions d'emploi a bord 
et les arrangements relatifs ä la 
vie ä bord, dans la mesure oü, 
ä son avis, ils ne sont pas cou- 
verts par des conventions col- 
lectives ou determines par des 
tribunaux competents d’une 
fa(;on qui lie de la meme 
maniere les armateurs et les 
gens de mer interesses; 

et ä verifier que les dispositions 
d'une teile legislation equivalent, 
dans l'ensemble, aux conventions 
ou aux articles de conventions 
auxquels il est fait reference dans 
l’annexe a la presente convention, 
pour autant que le Membre ne soit 
pas autrement tenu de donner effet 
aux conventions en question; 

b) ä exercer effectivement sa juridic- 
tion ou son contröle sur les navires 


3. Dieses Übereinkommen gilt für 
Seeschlepper. 

4. Dieses Übereinkommen gilt nicht 
für 

a) Segelschiffe mit oder ohne Hilfs- 
motoren; 


b) Schiffe, die zur Fischerei oder zum 
Walfang oder zu ähnlichen Zwek- 
ken verwendet werden; 

c) Kleinfahrzeuge und Fahrzeuge wie 
schwimmende Bohr- und Förderin- 
seln, soweit sie nicht zur Schiffahrt 
verwendet werden; die Entschei- 
dung, welche Fahrzeuge unter 
diese Bezeichnung fallen, ist von 
der zuständigen Stelle jedes Lan- 
des nach Anhörung der maßgeben- 
den Verbände der Reeder und der 
Seeleute zu treffen. 


5. Keine Bestimmung dieses Über- 
einkommens darf so ausgelegt wer- 
den, als würde dadurch der Geltungs- 
bereich der im Anhang zu diesem 
Übereinkommen aufgezählten Über- 
einkommen oder der darin enthalte- 
nen Bestimmungen ausgedehnt. 

Artikel 2 

Jedes Mitglied, das dieses Überein- 
kommen ratifiziert, verpflichtet sich, 

a) für die in seinem Gebiet eingetra- 
genen Schiffe eine Gesetzgebung 
zu erlassen über 

i) Sicherheitsnormen, einschließ- 
lich Normen für Befähigung, 
Arbeitszeit und Besatzungs- 
stärke, um die Sicherheit des 
Lebens an Bord zu gewährlei- 
sten; 

ii) geeignete Maßnahmen der 
Sozialen Sicherheit; 

iii) die Beschäftigungs- und Auf- 
enthaltsbedingungen an Bord, 
soweit diese nach Ansicht des 
Mitglieds nicht durch Gesamt- 
arbeitsverträge geregelt oder 
durch die zuständigen Gerichte 
in einer für die beteiligten Ree- 
der und Seeleute gleicherma- 
ßen verbindlichen Weise fest- 
gelegt sind; 

und sich zu vergewissern, daß die 
Bestimmungen dieser Gesetzge- 
bung den im Anhang zu diesem 
Übereinkommen aufgeführten 
Übereinkommen oder Artikeln von 
Übereinkommen im wesentlichen 
gleichwertig sind, sofern das Mit- 
glied nicht anderweitig zur Durch- 
führung der betreffenden Überein- 
kommen verpflichtet ist; 

b) seine Hoheitsgewalt oder Kon- 
trolle über die in seinem Gebiet 


12 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode DrUCksache 8/2898 


registered in its territory in re- 
spect of — 

(i) safety Standards, including 
Standards of competency, 
hours of Work and manning, 
prescribed by national laws 
or regulations; 

(ii) social security measures pre- 
scribed by national laws or 
regulations; 

(iii) shipboard conditions of em- 
ployment and shipboard liv- 
ing arrangements prescribed 
by national laws or regula- 
tions, or laid down by compe- 
tent Courts in a manner 
equally binding on the 
shipowners and seafarers 
concerned; 

(c) to satisfy itself that measures for 
the effective control of other ship- 
board conditions of employment 
and living arrangements, where it 
has no effective Jurisdiction, are 
agreed between shipowners or 
their organisations and seafarers' 
organisations constituted in accord- 
ance with the substantive provi- 
sions of the Freedom of Associa- 
tion and Protection of the Right to 
Organise Convention, 1948, and 
the Right to Organise and Collec- 
tive Bargaining Convention, 1949; 


(d) to ensure that — 

(i) adequate procedures — subject 
to Overall supervision by the 
competent authority, after tri- 
partite consultation amongst 
that authority and the repre- 
sentative organisations of 
shipowners and seafarers 
where appropriate — exist for 
the engagement of seafarers 
on ships registered in its terri- 
tory and for the Investigation 
of complaints arising in that 
Connection; 

(ii) adequate procedures — subject 
to Overall supervision by the 
competent authority, after tri- 
partite consultation amongst 
that authority and the repre- 
sentative organisations of 
shipowners and seafarers 
where appropriate — exist for 
the investigation of any com- 
plaint made in connection with 
and, if possible, at the time of 
the engagement in its territory 
of seafarers of its own nation- 
ality on ships registered in a 
foreign country, and that such 
complaint as well as any com- 
plaint made in connection with 
and, if possible, at the time of 


immatricules sur son territoire en ce 
qui concerne: 

i) les normes de securite, y com- 
pris celles ayant trait ä la com- 
petence de l'equipage, ä la 
duree du travail et ä son effec- 
tif, prescrites par la legislation 
nationale; 

ii) la mise en CEUvre du regime de 
securite sociale prescrit par la 
legislation nationale; 

iii) les conditions d'emploi ä bord 
et les arrangements relatifs ä la 
vie ä bord prescrits par la 
legislation nationale ou deter- 
mines par des tribunaux com- 
petents d'une fagon qui lie de 
la meme maniere les armateurs 
et les gens de mer Interesses; 

c) ä verifier que des mesures assurant 
un controle efficace des autres 
conditions d'emploi ä bord et des 
autres arrangements relatifs ä la 
vie ä bord sont, lorsque le Membre 
n'exerce pas de juridiction effec- 
tive, convenus entre les armateurs 
ou leurs organisations et des orga- 
nisations de gens de mer consti- 
tuees conformement aux disposi- 
tions fondamentales de la Conven- 
tion sur la liberte syndicale et la 
protection du droit syndical, 1948, 
et de la Convention sur le droit 
d'organisation et de negociation 
collective, 1949; 


d) ä faire en sorte 

i) qu'il existe des procedures ade- 
quates, soumises ä la supervi- 
sion generale de l'autorite com- 
petente et faisant suite, le cas 
echeant, ä des consultations tri- 
partites entre cette autorite et 
les organisations representa- 
tives d'armateurs et de gens de 
mer, concernant le recrutement 
des gens de mer sur des navires 
immatricules sur son territoire 
et concernant l'examen des 
plaintes deposees ä ce sujet; 

ii) qu'il existe des procedures ade- 
quates, soumises ä la supervi- 
sion generale de l'autorite com- 
petente faisant suite, le cas 
echeant, ä des consultations tri- 
partites entre cette autorite et 
les organisations representa- 
tives d'armateurs et de gens de 
mer concernant l'examen de 
toute plainte relative ä 
l'engagement et formulee si pos- 
sible au moment de l'engage- 
ment, sur son territoire, de gens 
de mer de sa propre nationalite 
sur des navires immatricules 
dans un pays etranger et ä 
s’assurer que de telles plaintes, 
ainsi que toute plainte relative 


eingetragenen Schiffe wirksam 
auszuüben in bezug auf 

i) die von der innerstaatlichen 

Gesetzgebung vorgeschriebe- 
nen Sicherheitsnormen, ein- 
schließlich Normen für Befähi- 
gung, Arbeitszeit und Besat- 
zungsstärke; 

ii) die von der innerstaatlichen 

Gesetzgebung vorgeschriebe- 
nen Maßnahmen der Sozialen 
Sicherheit; 

iii) die von der innerstaatlichen 

Gesetzgebung vorgeschriebe- 
nen oder durch die zuständigen 
Gerichte in einer für die betei- 
ligten Reeder und Seeleute 
gleichermaßen verbindlichen 
Weise festgelegten Beschäfti- 
gungs- und Aufenthaltsbedin- 
gungen an Bord; 

c) sofern es keine wirksame Hoheits- 
gewalt hinsichtlich anderer 
Beschäftigungs- und Aufenthalts- 
bedingungen an Bord ausübt, sich 
zu vergewissern, daß Maßnahmen 
zu deren wirksamen Kontrolle zwi- 
schen den Reedern oder ihren Ver- 
bänden und den Seeleuteverbän- 
den, die im Einklang mit den mate- 
riellen Bestimmungen des Überein- 
kommens über die Vereinigungs- 
freiheit und den Schutz des Verei- 
nigungsrechtes, 1948, und des 
Übereinkommens über das Vereini- 
gungsrecht und das Recht zu Kol- 
lektivverhandlungen, 1949, gebil- 
det worden sind, vereinbart wer- 
den; 

d) dafür zu sorgen, daß 

i) angemessene Verfahren* unter 
der allgemeinen Aufsicht der 
zuständigen Stelle, gegebenen- 
falls nach dreigliedrigen Bera- 
tungen zwischen dieser Stelle 
und den maßgebenden Verbän- 
den der Reeder und der See- 
leute, für die Anheuerung von 
Seeleuten auf Schiffen, die in 
seinem Gebiet eingetragen sind, 
und für die Untersuchung damit 
zusammenhängender Beschwer- 
den bestehen; 

ii) angemessene Verfahren unter 
der allgemeinen Aufsicht der 
zuständigen Stelle, gegebenen- 
falls nach dreigliedrigen Bera- 
tungen zwischen dieser Stelle 
und den maßgebenden Verbän- 
den der Reeder und der See- 
leute, für die Untersuchung von 
Beschwerden bestehen, die im 
Zusammenhang mit und nach 
Möglichkeit zum Zeitpunkt der 
in seinem Gebiet erfolgenden 
Anheuerung von Seeleuten sei- 
ner Staatsangehörigkeit auf 
Schiffen, die in einem anderen 
Land eingetragen sind, erhoben 
werden, und daß solche 
Beschwerden sowie Beschwer- 
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the engagement in its territory 
of foreign seafarers on ships 
registered in a foreign coun- 
try, is promptly reported by its 
competent authority to the 
competent authority of the 
country in which the ship is 
registered, with a copy to the 
Director-General of the Inter- 
national Labour Office; 


(e) to ensure that seafarers employed 
on ships registered in its territory 
are properly qualified or trained 
for the duties for which they are 
engaged, due regard being had to 
the Vocational Training (Seafar- 
ers) Recommendation, 1970; 


(f) to verify by inspection or other 
appropriate means that ships 
registered in its territory comply 
with applicable international 
labour Conventions in force which 
it has ratified, with the laws and 
regulations required by subpara- 
graph (a) of this Article and, as 
may be appropriate under national 
law, with applicable collective 
agreements; 


(g) to hold an official inquiry into any 
serious marine casualty involving 
ships registered in its territory, 
particularly those involving injury 
and/or loss of life, the final report 
of such inquiry normally to be 
made public. 


Article 3 

Any Member which has ratified this 
Convention shall, in so far as practi- 
cable, advise its nationals on the pos- 
sible Problems of signing on a ship 
registered in a State which has not 
ratified the Convention, until it is sat- 
isfied that Standards equivalent to 
those fixed by this Convention are 
being applied. Measures taken by the 
ratifying State to this effect shall not 
be in contradiction with the principle 
of free movement of workers stipulat- 
ed by the treaties to which the two 
States concerned may be parties. 


Article 4 

1. If a Member which has ratified 
this Convention and in whose port a 


ä l'engagement et formulee si 
possible au moment de 
l'engagement, sur son territoire, 
de gens de mer etrangers sur 
des navires immatricules dans 
un pays etranger, soient trans- 
mises promptement par l'auto- 
rite competente ä l'autorite 
competente du pays dans lequel 
le navire est immatricule, avec 
copie au Directeur general du 
Bureau international du Travail; 


e) ä faire en sorte que les gens de 
mer engages sur des navires imma- 
tricules sur son territoire soient 
convenablement qualifies ou for- 
mes aux fonctions pour lesquelles 
ils sont recrutes, compte tenu de la 
recommandation sur la formation 
professionnelle des gens de mer, 
1970; 

f) ä verifier par des inspections ou 
par d'autres moyens appropries 
que les navires immatricules sur 
son territoire sont conformes aux 
conventions internationales du tra- 
vail applicables en vigueur qu'il a 
ratifiees, ä la legislation requise 
par Talinea a) du present article et, 
dans la mesure oü, compte tenu de 
la legislation nationale, on le 
considere approprie, aux conven- 
tions collectives; 

g) ä faire une enquete officielle sur 
tous les accidents maritimes 
graves impliquant des navires 
immatricules sur son territoire, 
notamment lorsqu'il y a eu bles- 
sure ou perte de vie humaine, le 
rapport final de cette enquete 
devant normalement etre rendu 
public. 


Article 3 

Tout Membre qui a ratifie la pre- 
sente Convention informera, dans la 
mesure du possible, ses ressortissants 
des problemes qui peuvent resulter 
d'un engagement sur un navire imma- 
tricule dans un Etat qui n'a pas ratifie 
ladite Convention, jusqu'ä ce qu'il ait 
acquis la conviction que des normes 
equivalentes a celles fixees par cette 
Convention sont appliquees. Les 
mesures prises ä cet effet par l’Etat 
qui ratifie la presente Convention ne 
devront pas etre en contradiction avec 
le principe de libre circulation des 
travailleurs stipule par les traites aux- 
quels ces deux Etats peuvent etre par- 
ties. 

Article 4 

1. Si un Membre qui a ratifie la 
presente Convention et dans le port 


den, die im Zusammenhang mit 
und nach Möglichkeit zum Zeit- 
punkt der in seinem Gebiet 
erfolgenden Anheuerung aus- 
ländischer Seeleute auf Schif- 
fen, die in einem anderen Land 
eingetragen sind, erhoben wer- 
den, von seiner zuständigen 
Stelle unverzüglich der zustän- 
digen Stelle des Landes, in dem 
das Schiff eingetragen ist, mit 
einer Abschrift an den General- 
direktor des Internationalen 
Arbeitsamtes gemeldet werden; 

e) dafür zu sorgen, daß Seeleute, die 
an Bord von in seinem Gebiet ein- 
getragenen Schiffen beschäftigt 
sind, für die Aufgaben, für die sie 
angeheuert werden, ausreichend 
befähigt oder ausgebildet sind, 
wobei die Empfehlung betreffend 
die berufliche Ausbildung (See- 
leute), 1970, zu berücksichtigen ist; 

f) durch Inspektion oder sonstige 
geeignete Mittel nachzuprüfen, daß 
die in seinem Gebiet eingetragenen 
Schiffe den in Kraft befindlichen 
und von ihm ratifizierten interna- 
tionalen Arbeitsübereinkommen, 
der gemäß Buchstabe a) dieses 
Artikels zu erlassenden Gesetzge- 
bung und, sofern dies auf Grund 
der innerstaatlichen Gesetzgebung 
angebracht ist, den einschlägigen 
Gesamtarbeitsverträgen entspre- 
chen,- 

g) eine amtliche Untersuchung aller 
schweren Seeunfälle durchzufüh- 
ren, an denen in seinem Gebiet 
eingetragene Schiffe beteiligt 

. waren, vor allem solcher Unfälle, 
bei denen Menschen verletzt wur- 
den oder ums Leben kamen; der 
abschließende Untersuchungsbe- 
richt ist normalerweise zu veröf- 
fentlichen. 

Artikel 3 

Jedes Mitglied, das dieses Überein- 
kommen ratifiziert hat, hat seine 
Staatsangehörigen nach Möglichkeit 
über die Probleme zu unterrichten, die 
sich bei der Anheuerung auf einem 
Schiff ergeben können, das in einem 
Staat eingetragen ist, der das Überein- 
kommen nicht ratifiziert hat, bis es die 
Gewißheit hat, daß Normen ange- 
wandt werden, die den in diesem 
Übereinkommen festgelegten gleich- 
wertig sind. Die von dem ratifizieren- 
den Staat zu diesem Zweck getroffe- 
nen Maßnahmen dürfen mit dem 
Grundsatz der Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer, wie er in den gegebe- 
nenfalls für beide beteiligte Staaten 
verbindlichen Verträgen niedergelegt 
ist, nicht im Widerspruch stehen. 

Artikel 4 

1. Erhält ein Mitglied, das dieses 
Übereinkommen ratifiziert hat und 
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ship calls in the normal course of its 
business or for operational reasons 
receives a complaint or obtains evi- 
dence that the ship does not conform to 
the Standards of this Convention, after 
it has come into force, it may prepare 
a report addressed to the government 
of the country in which the ship is 
registered, with a copy to the Direc- 
tor-General of the International 
Labour Office, and may take measures 
necessary to rectify any conditions on 
board which are clearly hazardous to 
safety or health. 


2, In taking such measures, the 
Member shall forthwith notify the 
nearest maritime, consular or diplo- 
matic repräsentative of the flag State 
and shall, if possible, have such repre- 
sentative present. It shall not unrea- 
sonable detain or delay the ship. 


3. For the purpose of this Article, 
"complaint" means Information sub- 
mitted by a member of the crew, a 
Professional body, an association, a 
trade union or, generally, any person 
with an interest in the safety of the 
ship, including an interest in safety or 
health hazards to its crew. 


Article 5 

1. This Convention is open to the 
ratification of Members which — 


(a) are parties to the International 
Convention for the Safety of Life 
at Sea, 1960, or the International 
Convention for the Safety of Life 
at Sea, 1974, or any Convention 
subsequently revising these Con- 
ventions ; and 

(b) are parties to the International 
Convention on Load Lines, 1966, 
or any Convention subsequently 
revising that Convention? and 

(c) are parties to, or have implement- 
ed the provisions of, the Regula- 
tions for Preventing Collisions at 
Sea of 1960, or the Convention on 
the International Regulations for 
Preventing Collisions at Sea, 1972, 
or any Convention subsequently 
revising these international Instru- 
ments. 


duquel un navire fait escale dans le 
cours normal de son activite ou pour 
une raison inherente ä son exploita- 
tion, recoit une plainte ou acquiert la 
preuve que ce navire n'est pas 
conforme aux normes figurant dans la 
presente Convention, apres que celle- 
ci sera entree en vigueur, il peut 
adresser un rapport au gouvernement 
du pays dans lequel est immatricule le 
navire, avec copie au Directeur gene- 
ral du Bureau international du Travail 
et prendre les mesures necessaires 
pour redresser toute Situation ä bord 
qui constitue clairement un danger 
pour la securite ou la sante. 

2. En prenant de telles mesures, le 
Membre devra en informer immediate- 
ment le plus proche representant 
maritime, consulaire ou diplomatique 
de l’Etat du pavillon et demander ä ce 
representant d’etre present si possible. 
II ne devra pas retenir ou retarder 
indüment le navire. 


3. Aux fins du present article, on 
entend par «plainte» toute information 
soumise par un membre de l'equipage, 
un organisme professionnel, une asso- 
ciation, un syndicat ou, de maniere 
generale, toute personne ayant un 
interet ä la securite du navire, y com- 
pris SOUS l'aspect des risques relatifs ä 
la securite ou ä la sante de son equi- 
page. 


Article 5 

1. La presente Convention est 
ouverte ä la ratification des Membres 
qui sont parties aux instruments inter- 
nationaux enumeres ci-apres ou, en ce 
qui concerne ceux vises ä Talinea c), 
en ont mis en application les disposi- 
tions: 

a) la Convention internationale pour 
la sauvegarde de la vie humaine 
en mer, 1960, ou la convention. 
internationale pour la sauvegarde 
de la vie humaine en mer, 1974, ou 
toute Convention revisant ces deux 
conventions; 

b) la Convention internationale sur 
les lignes de Charge, 1966, ou toute 
Convention la revisant; 

c) les regles internationales pour pre- 
venir les abordages en mer de 
1960, ou la Convention sur les 
regles internationales pour preve- 
nir les abordages en mer, 1972, ou 
toute Convention revisant ces ins- 
truments internationaux. 


dessen Hafen von einem Schiff auf 
seinem planmäßigen Kurs oder aus 
betriebstechnischen Gründen ahgelau- 
fen wird, eine Beschwerde oder 
Beweismaterial, daß dieses Schiff nach 
Inkrafttreten des Übereinkommens 
nicht dessen Normen entspricht, so 
kann es der Regierung des Landes, in 
dem das Schiff eingetragen ist, einen 
Bericht mit einer Abschrift an den 
Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes übermitteln und die not- 
wendigen Maßnahmen zur Beseitigung 
aller Bedingungen an Bord treffen, die 
eindeutig eine Gefahr für die Sicher- 
heit oder Gesundheit darstellen. 

2. Werden solche Maßnahmen ge- 
troffen, so hat das Mitglied hiervon 
unverzüglich den nächsterreichbaren 
konsularischen, diplomatischen oder 
für Seeschiffahrtsfragen zuständigen 
Vertreter des Flaggenstaates zu 
benachrichtigen und ihn zu ersuchen, 
wenn möglich persönlich anwesend zu 
sein. Das Mitglied darf das Schiff 
nicht über Gebühr festhalten oder 
seine Weiterfahrt verzögern. 

3. Im Sinne dieses Artikels gilt als 
„Beschwerde" jede Mitteilung, die 
von einem Mitglied der Besatzung, 
einer Berufsvereinigung, einem Ver- 
band, einer Gewerkschaft oder allge- 
mein jeder Person gemacht wird, die 
ein Interesse an der Sicherheit des 
Schiffes hat, insbesondere im Zusam- 
menhang mit etwaigen Gefahren für 
die Sicherheit oder Gesundheit seiner 
Besatzung. 


Artikel 5 

1. Dieses Übereinkommen kann von 
den Mitgliedern ratifiziert werden, die 
Vertragsstaaten der nachstehend auf- 
gezählten internationalen Urkunden 
sind beziehungsweise, hinsichtlich der 
in Buchstabe c) genannten Urkunden, 
deren Bestimmungen durchgeführt 
haben: 

a) Internationales Übereinkommen 
zum Schutz des menschlichen 
Lebens auf See, 1960, oder Interna- 
tionales Übereinkommen zum 
Schutz des menschlichen Lebens 
auf See, 1974, oder jedes spätere 
Übereinkommen zur Neufassung 
dieser Übereinkommen; 

b) Internationales Freibord-Überein- 
kommen, 1966, oder jedes spätere 
Übereinkommen zur Neufassung 
dieses Übereinkommens-, 

c) Regeln zur Verhütung von Zusam- 
menstößen auf See, 1960, oder 
Übereinkommen über Internatio- 
nale Regeln zur Verhütung von 
Zusammenstößen auf See, 1972, 
oder jedes spätere Übereinkommen 
zur Neufassung dieser internatio- 
nalen Urkunden, 
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2. This Convention is further open 
to the ratification of any Member 
which, on ratification, undertakes to 
fulfil the requirements to which ratifi- 
cation is made subject by paragraph 1 
ot this Article and which are not yet 
satisfied. 

3. The formal ratifications of this 
Convention shall be communicated to 
the Director-General of the Interna- 
tional Labour Office for registration. 

Article 6 

1. This Convention shall be binding 
only upon those Members of the In- 
ternational Labour Organisation 
whose ratifications have been regis- 
tered with the Director-General. 

2. It shall come into force twelve 
months after the date on which there 
have been registered ratifications by 
at least ten Members with a total 
share in world shipping gross tonnage 
of 25 per cent. 

3. Thereafter, this Convention shall 
come into force for any Member 
twelve months after the date on 
which its ratification has been regis- 
tered. 

Article 7 

1. A Member which has ratified this 
Convention may denoimce it after the 
expiration of ten years from the date 
on which the Convention first comes 
into force, by an act communicated to 
the Director-General of the Interna- 
tional Labour Office for registration. 
Such denunciation shall not take ef- 
fect until one year after the date on 
which it is registered. 

2. Each Member which has ratified 
this Convention and which does not, 
within the year following the expira- 
tion of the period of ten years men- 
tioned in the preceding paragraph, ex- 
eicise the right of denunciation pro- 
vided for in this Article, will be bound 
for another period of ten years and, 
thereafter, may denounce this Con- 
vention at the expiration of each 
period of ten years under the terms 
provided for in this Article. 


Article 8 

1. The Director-General of the Inter- 
national Labour Office shall notify all 
Members of the International Labour 
Organisation of the registration of all 
ratifications and denunciations com- 
municated to him by the Members of 
the Organisation. 

2. When the conditions provided for 
in Article 6, paragraph 2, above have 
been fulfilled, the Director-General 
shall draw the attention of the Mem- 


2. La presente Convention est en 
outre onverte ä la ratification de tout 
Membre qui s’engage, lors de ladite 
ratification, ä satisfaire aux conditions 
auxquelles le paragraphe precedent 
subordonne la ratification et qu'il ne 
remplit pas encore. 


3. Les ratifications formelles de la 
presente Convention seront communi- 
quees au Directeur general du Bureau 
international du Travail et par lui 
enregistrees. 


Article 6 

1. La presente Convention ne liera 
que les Membres de l'Organisation 
internationale du Travail dont la rati- 
fication aura ete enregistree par le 
Directeur general. 

2. Elle entrera en vigueur douze 
mois apres la date ä laquelle les ratifi- 
cations d'au moins dix Membres ayant 
ensemble un tonnage brut de 25 pour 
Cent de la flotte marchande mondiale 
auront ete enregistrees. 

3. Par la suite, cette convention 
entrera en vigueur pour chaque 
Membre douze mois apres la date oü 
sa ratification aura ete enregistree. 


Article 7 

1. Tout Membre ayant ratifie la pre- 
sente convention peut la d^noncer ä 
l'expiration d’une periode de dix 
annees apres la date de la mise en 
vigueur initiale de la convention, par 
un acte communique au Directeur 
general du Bureau international du 
Travail et par lui enregistre. La 
denonciation ne prendra effet qu'une 
annee apres avoir ete enregistree. 

2. Tout Membre ayant ratifie la pre- 
sente convention qui, dans le delai 
d’une annee apres l'expiration de la 
Periode de dix annees mentionnee au 
paragraphe precedent, ne fera pas 
usage de la faculte de denonciation 
prevue par le present article sera lie 
pour une nouvelle periode de dix 
annees et, par la suite, pourra denon- 
cer la presente convention ä l'expira- 
tion de chaque periode de dix annees 
dans les conditions prevues au pre- 
sent article. 


Article 8 

1. Le Directeur general du Bureau 
international du Travail notifiera ä 
tous les Membres de l’Organisation 
internationale du Travail l’enregistre- 
ment de toutes les ratifications et 
denonciations qui lui seront communi- 
quees par les Membres de l’Organisa- 
tion. 

2. Quand les conditions enoncees ä 
l'article 6, paragraphe 2, ci-dessus, 
auront ete remplies, le Directeur gene- 
ral appellera l’attention des Membres 


2. Dieses Übereinkommen kann 
auch von jedem Mitglied ratifiziert 
werden, das sich bei der Ratifikation 
zur Erfüllung aller Bedingungen ver- 
pflichtet, von denen gemäß Absatz 1 
dieses Artikels die Ratifikation abhän- 
gig gemacht wird und die es noch 
nicht erfüllt hat. 

3. Die förmlichen Ratifikationen die- 
ses Übereinkommens sind dem Gene- 
raldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes zur Eintragung mitzutei- 
len. 

Artikel 6 

1. Dieses Übereinkommen bindet 
nur diejenigen Mitglieder der Interna- 
tionalen Arbeitsorganisation, deren 
Ratifikation durch den Generaldirek- 
tor eingetragen ist. 

2. Es tritt in Kraft zwölf Monate 
nachdem die Ratifikationen von min- 
destens zehn Mitgliedern eingetragen 
worden sind, die zusammen über 
einen Brutto-Schiffsraum von 25 Pro- 
zent der Welthandelsflotte verfügen. 

3. In der Folge tritt dieses Überein- 
kommen für jedes Mitglied zwölf 
Monate nach der Eintragung seiner 
Ratifikation in Kraft. 


Artikel 7 

1. Jedes Mitglied, das dieses Über- 
einkommen ratifiziert hat, kann es 
nach Ablauf von zehn Jahren, gerech- 
net von dem Tag, an dem es zum 
erstenmal in Kraft getreten ist, durch 
Anzeige an den Generaldirektor des 
Internationalen Arbeitsamtes kündi- 
gen. Die Kündigung wird von diesem 
eingetragen. Ihre Wirkung tritt erst 
einJahr nach der Eintragung ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses 
Übereinkommen ratifiziert hat und 
innerhalb eines Jahres nach Ablauf 
des im vorigen Absatz genannten 
Zeitraums von zehn Jahren von dem 
in diesem Artikel vorgesehenen Kün- 
digungsrecht keinen Gebrauch macht, 
bleibt für einen weiteren Zeitraum 
von zehn Jahren gebunden. In der 
Folge kann es dieses Übereinkommen 
jeweils nach Ablauf eines Zeitraums 
von zehn Jahren nach Maßgabe dieses 
Artikels kündigen. 

Artikel 8 

1. Der Generaldirektor des Interna- 
tionalen Arbeitsamtes gibt allen Mit- 
gliedern der Internationalen Arbeits- 
organisation Kenntnis von der Eintra- 
gung aller Ratifikationen und Kündi- 
gungen, die ihm von den Mitgliedern 
der Organisation mitgeteilt werden. 

2. Sobald die in Artikel 6 Absatz 2 
festgelegten Bedingungen erfüllt sind, 
wird der Generaldirektor die Mitglie- 
der der Organisation auf den Zeit- 
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bers of the Organisation to the date 
upon which the Convention will come 
into force. 

A r t i c 1 e 9 

The Director-General of the Interna- 
tional Labour Office shall communlcate 
to the Secretary-General of the United 
Nations for registration in accordance 
with Article 102 of the Charter of the 
United Nations full particulars of all 
ratifications and acts of denunciation 
registered by him in accordance with 
the provisions of the preceding Arti- 
cles. 

A r t i c 1 e 10 

At such times as it may consider 
necessary the Governing Body of the 
International Labour Office shall pre- 
sent to the General Conference a 
report on the working of this Conven- 
tion and shall examine the desirability 
of placing on the agenda of the Con- 
ference the question of its revision in 
whole or in part. 

Article 11 

1. Should the Conference adopt a 
new Convention revising this Conven- 
tion in whole or in part, then, unless 
the new Convention otherwise pro- 
vides — 

(a) the ratification by a Member of 
the new revising Convention shall 
ipso jure involve the immediate 
denunciation of this Convention, 
notwithstanding the provisions of 
Article 7 above, if and when the 
new revising Convention shall 
have come into force; 

(b) as from the date when the new 
revising Convention comes into 
force this Convention shall cease 
to be open to ratification by the 
Members. 

2. This Convention shall in any case 
remain in force in its actual form and 
content for those Members which 
have ratified it but have not ratified 
the revising Convention. 

Article 12 

The English and French versions of 
the text of this Convention are equal- 
ly authoritative. 


de rOrganisation sur la date ä 
laquelle la presente Convention 
entrera en vigueur. 

Article 9 

Le Directeur general du Bureau 
international du Travail communi- 
quera au Secretaire general des 
Nations Unies, aux fins d’enregistre- 
ment, conformement ä Tarticle 102 de 
la Charte des Nations Unies, des ren- 
seignements complets au sujet de 
toutes ratifications et de tous actes de 
denonciation qu’il aura enregistres 
conformement aux articles precedents. 

Article 10 

Chaque fois qu’il le jugera neces- 
saire, le Conseil d'administration du 
Bureau international du Travail pre- 
sentera ä la Conference generale un 
rapport sur Tapplication de la pre- 
sente Convention et examinera s'il y a 
lieu d’inscrire ä Tordre du Jour de la 
Conference la question de sa revision 
totale ou partielle. 

Article 11 

1. Au cas oü la Conference adopte- 
rait une nouvelle convention portant 
revision totale ou partielle de la pre- 
sente convention, et ä moins que la 
nouvelle convention ne dispose autre- 
ment; 

a) la ratification par un Membre de la 
nouvelle convention portant revi- 
sion entrainerait de plein droit, 
nonobstant Tarticle 7 ci-dessus, 
denonciation immediate de la pre- 
sente convention, sous reserve que 
la nouvelle convention portant 
revision soit entree en vigueur; 

b) ä partir de la date de Tentree en 
vigueur de la nouvelle convention 
portant revision, la presente 
convention cesserait d’toe ouverte 
ä la ratification des Membres. 

2. La presente convention demeure- 
rait en tout cas en vigueur dans sa 
forme et teneur pour les Membres qui 
Tauraient ratifiee et qui ne ratifie- 
raient pas la convention portant revi- 
sion. 


Article 12 

Les versions fran<paise et anglaise 
du texte de la presente convention 
font egalement foi. 


punkt aufmerksam machen, in dem 
dieses Übereinkommen in Kraft tritt. 


Artikel 9 

Der Generaldirektor des Internatio- 
nalen Arbeitsamtes übermittelt dem 
Generalsekretär der Vereinten Natio- 
nen zwecks Eintragung nach Artikel 
102 der Charta der Vereinten Natio- 
nen vollständige Auskünfte über alle 
von ihm nach Maßgabe der vorausge- 
henden Artikel eingetragenen Ratifi- 
kationen und Kündigungen. 


Artikel 10 

Der Verwaltungsrat des Internatio- 
nalen Arbeitsamtes hat, sooft er es für 
nötig erachtet, der Allgemeinen Kon- 
ferenz einen Bericht über die Durch- 
führung dieses Übereinkommens zu 
erstatten und zu prüfen, ob die Frage 
seiner gänzlichen oder teilweisen 
Abänderung auf die Tagesordnung der 
Konferenz gesetzt werden soll, 

Artikel 11 

1. Nimmt die Konferenz ein neues 
Übereinkommen an, welches das vor- 
liegende Übereinkommen ganz oder 
teilweise abändert, und sieht das neue 
Übereinkommen nichts anderes vor, 
so gelten folgende Bestimmungen: 

a) Die Ratifikation des neugefaßten 
Übereinkommens durch ein Mit- 
glied schließt ohne weiteres die 
sofortige Kündigung des vorliegen- 
den Übereinkommens in sich ohne 
Rücksicht auf Artikel 7, vorausge- 
setzt, daß das neugefaßte Überein- 
kommen in Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des neugefaßten Übereinkommens 
an kann das vorliegende Überein- 
kommen von den Mitgliedern nicht 
mehr ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorliegende 
Übereinkommen nach Form und Inhalt 
jedenfalls in Kraft für die Mitglieder, 
die dieses, aber nicht das neugefaßte 
Übereinkommen ratifiziert haben. 


Artikel 12 

Der französische und der englische 
Wortlaut dieses Übereinkommens sind 
in gleicher Weise maßgebend. 
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Appendix 

Minimum Age Convention, 1973 (No. 
138), or Minimum Age (Sea) Conven- 
tion (Revised), 1936 (No. 58), or Mini- 
mum Age (Sea) Convention, 1920 (No. 
7): 

Shipowners' Liability (Sick and In- 
jured Seamen) Convention, 1936 (No. 
55), or Sickness Insurance (Sea) Con- 
vention, 1936 (No. 56), or Medical 
Care and Sickness Benefits Conven- 
vention, 1969 (No. 130)} 


Medical Examination (Seafarers) Con- 
vention, 1946 (No. 73); 


Prevention of Accidents (Seafarers) 
Convention, 1970 (No. 134) (Articles 4 
and 7); 

Accommodation of Crews Convention 
(Revised), 1949 (No, 92); 

Food and Catering (Ships' Crews) 
Convention, 1946 (No. 68) (Article 5); 

Officers' Competency Certificates 
Convention, 1936 (No. 53) (Articles 3 
and 4) ^) : 

Seamen's Articles of Agreement Con- 
vention, 1926 (No. 22); 

Repatriation of Seamen Convention, 
1926 (No. 23); 

Freedom of Association and Protec- 
tion of the Right to Organise Conven- 
tion, 1948 (No. 87); 

Right to Organise and Collective Bar- 
gaining Convention, 1949 (No. 98). 


1) In rases where the established licensing 
System or certification structure of a State 
would be prejudiced by problems arising 
from strict adherence to the relevant Stand- 
ards of the Officers' Competency Certifi- 
cates Convention, 1936, the principle of 
substantial equivalence shall be applied so 
that there will be no conflict with that 
State's established arrangements for certifi- 
cation. 


Annexe 

Convention (no 138) sur Tage mini- 
mum, 1973, ou convention (no 58) sur 
l'äge minimum (travail maritime), 
(revisee), 1936, ou convention (no 7) 
sur l äge minimum (travail maritime), 
1920; 

convention (no 55) sur les obligations 
de l'armateur en cas de maladie ou 
d'accident des gens de mer, 1936, ou 
convention (no 56) sur Tassurance-ma- 
ladie des gens de mer, 1936, ou 
convention (no 130) concernant les 
soins medicaux et les indemnites de 
maladie, 1969; 

convention (no 73) sur l'examen medi- 
cal des gens de mer, 1946; 


convention (no 134) sur la prevention 
des accidents (gens de mer), 1970 
(articles 4 et 7) ; 

convention (no 92) sur le logement des 
equipages (revisee), 1949; 

convention (no 68) sur l'alimentation 
et le Service de table (equipage des 
navires), 1946 (article 5); 

convention (no 53) sur les brevets de 
capacite des officiers, 1936 (articles 3 
et 4)1); 

convention (n® 22) sur le contrat 
d'engagement des marins, 1926; 

convention (no 23) sur le rapatriement 
des marins, 1926; 

convention (no 87) sur la liberte syn- 
dicale et la protection du droit syndi- 
cal, 1948; 

convention (no 98) sur le droit d'orga- 
nisation et de negociation collective, 
1949. 


1) Au cas Oll le strict respect des normes per- 
tinentes de la convention sur les brevets 
de capacite des officiers, 1936, poserait des 
problemes susceptibles de porter prejudice 
aux systemes et aux procedures etablis par 
un Etat pour l'octroi des brevets de capacite, 
le principe d'equivalence d’ensemble s'appli- 
quera afin qu'il n'y ait pas conflit avec les 
arrangements pris par cet Etat dans ce do- 
maine. 


Anhang 

Übereinkommen (Nr. 138) über das 
Mindestalter, 1973, oder Abgeändertes 
Übereinkommen (Nr. 58) über das 
Mindestalter (Arbeit auf See), 1936, 
oder Übereinkommen (Nr. 7) über das 
Mindestalter (Arbeit auf See), 1920; 

Übereinkommen (Nr. 55) über die Ver- 
pflichtung des Reeders bei Krankheit 
oder Unfall der Schiffsleute, 1936, 
oder Übereinkommen (Nr. 56) über die 
Krankenversicherung der Schiffsleute, 
1936, oder Übereinkommen (Nr. 130) 
über ärztliche Betreuung und Kran- 
kengeld, 1969; 

Übereinkommen (Nr. 73) über die ärzt- 
liche Untersuchung der Schiffsleute, 
1946; 

Übereinkommen (Nr. 134) über die 
Unfallverhütung (Seeleute), 1970 
(Artikel 4 und 7) ; 

Übereinkommen (Nr. 92) über die 
Quartierräume der Schiffsbesatzung 
(Neufassung), 1949; 

Übereinkommen (Nr. 68) über Verpro- 
viantierung und Verköstigung 
(Schiffsbesatzungen), 1946 (Artikel 5); 

Übereinkommen (Nr. 53) über die 

Befähigungsausweise der Schiffsoffi- 
ziere, 1936 (Artikel 3 und 4) ^); 

Übereinkommen (Nr. 22) über den 

Heuervertrag der Schiffsleute, 1926; 

Übereinkommen (Nr. 23) über die 

Heimschaffung der Schiffsleute, 1926; 

Übereinkommen (Nr. 87) über die Ver- 
einigungsfreiheit und den Schutz des 
Vereinigungsrechtes, 1948; 

Übereinkommen (Nr. 98) über das 

Vereinigungsrecht und das Recht zu 
Kollektivverhandlungen, 1949. 


1) Falls das übliche System oder die Verfahren 
für die Ausstellung von Befähigungsauswei- 
sen in einem Staat durch die strenge Befol- 
gung der Normen des Übereinkommens über 
die Befähigungsausweise der Schiffsoffiziere, 
1936, beeinträchtigt werden könnten, ist der 
Grundsatz der wesentlichen Gleichwertigkeit 
anzuwenden, damit kein Konflikt mit den 
herkömmlichen Verfahren des Staates auf 
diesem Gebiet entsteht. 
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Denkschrift zu dem Übereinkommen 


Allgemeiner Teil 

Das Übereinkommen über Mindestnormen auf Han- 
delsschiffen ist nach umfangreichen Vorarbeiten der 
Seeschiffahrtstagung (55. Internationale Arbeitskon- 
ferenz) 1970, der 57. Internationalen Arbeitskonfe- 
renz 1972, des paritätischen Seeschiffahrtsausschus- 
ses 1972 und der vorbereitenden Seeschiffahrtskon- 
ferenz 1975 von der Seeschiffahrtskonferenz (62. In- 
ternationale Arbeitskonferenz) 1976 verabschiedet 
worden. 

Das Übereinkommen hat die Einhaltung von — in 
den traditionellen Seeschiffahrtsländern bereits 
weitgehend anerkannten — Mindestnormen über die 
Sicherheit an Bord von Seeschiffen sowie über den 
sozialen Schutz und die Arbeits- und Aufenthalts- 
bedingungen der Seeleute zum Ziel; zugleich soll 
das Übereinkommen zu einer besseren Durchfüh- 
rung der in der Präambel genannten Empfehlung 
betreffend die Anheuerung der Seeleute (ausländi- 
sche Schiffe), 1958, und der Empfehlung betreffend 
die Lebens- und Arbeitsbedingungen und die Sicher- 
heit der Seeleute, 1958, beitragen. Zu diesem Zweck 
können Hafenstaaten im Falle der Ratifizierung des 
Übereinkommens auch Maßnahmen gegenüber un- 
ternormigen Schiffen, die die Flagge eines anderen 
Staates führen, ergreifen. Besonders in dieser Befug- 
nis des Hafenstaates, auch fremde Schiffe auf ihre 
Sicherheit für Besatzungsmitglieder und Umwelt zu 
überprüfen und diese Schiffe ggf. sogar festzuhalten, 
liegt die Bedeutung des Übereinkommens. 

Im Interesse der internationalen Schiffssicherheit 
und des Umweltschutzes sind allgemein anerkannte 
Mindeststandards — wie sie das Übereinkommen 
aufstellt — und deren wirksame Kontrolle immer 
dringlicher. Die zum Teil auf fehlende Sicherheits- 
vorschriften der Flaggenstaaten zurückzuführenden 
Schiffsunfälle der letzten Zeit haben dies auf ein- 
dringliche Weise verdeutlicht. 

Das Übereinkommen schafft zugleich die Voraus- 
setzungen für eine Vereinheitlichung der Wettbe- 
werbsbedingungen im Bereich der Seeschiffahrt. 
Bisher sind Staaten wie die Bundesrepublik Deutsch- 
land, in denen die Sicherheitsanforderungen, die so- 
ziale Sicherheit und die Arbeitsbedingungen der 
Seeleute ein hohes Niveau erreicht haben, im Ver- 
hältnis zu den Ländern mit unternormigen Seeschif- 
fen erheblich benachteiligt. 

Aus den genannten Gründen besteht an einem bal- 
digen Inkrafttreten des Übereinkommens und der 
Erfüllung seiner Normen durch alle Seeschiffahrt 
betreibende Nationen ein dringendes Interesse. Die 
acht Nordseeanliegerstaaten Frankreich, Belgien, 
Niederlande, Großbritannien, Dänemark, Norwegen, 
Schweden und die Bundesrepublik Deutschland 
haben bereits im März dieses Jahres unter Bezug- 


nahme auf das Übereinkommen und im Vorgriff auf 
dessen Inkrafttreten ein gemeinsames Vorgehen im 
Rahmen ihrer jeweiligen innerstaatlichen Rechts- 
ordnung gegen unternormige Seeschiffe vereinbart 
(vgl. das im Bundesarbeitsblatt 1978 S. 315 und im 
Verkehrsblatt 1978 S. 237 abgedruckte Memoran- 
dum) . 

Schließlich hat der Ministerrat der Europäischen 
Gemeinschaften in einer auf seiner 525. Tagung am 
26. Juni 1978 angenommenen Empfehlung Nr. 78/ 
584/EWG über die Ratifikation von Übereinkom- 
men über die Sicherheit im Seeverkehr (ABI. EG 
Nr. L 194 S. 17 vom 19. Juli 1978) vorgesehen, daß 
das Übereinkommen Nr. 147 von den Mitgliedstaa- 
ten vor dem 1. April 1979 ratifiziert werden soll. 
Gemäß dieser Empfehlung soll ferner der General- 
direktor des Internationalen Arbeitsamtes von der 
Ratifikation des Übereinkommens unterrichtet wer- 
den. Diese Unterrichtung tritt selbständig neben die 
sich aus Artikel 5 Abs. 3 des Übereinkommens er- 
gebende Verpflichtung, die förmliche Ratifikation 
des Übereinkommens dem Generaldirektor des In- 
ternationalen Arbeitsamtes zur Eintragung mitzutei- 
len. 

Das Vertragsgesetz zu dem Übereinkommen enthält 
die für die Ratifizierung notwendigen Änderungen 
des innerstaatlichen Rechts bzw. die Ermächtigungs- 
grundlagen für den Erlaß entsprechender Rechtsver- 
ordnungen. Diese Rechtsverordnungen sollen späte- 
stens bis zu dem Zeitpunkt erlassen werden, zu dem 
das Übereinkommen nach seinem Artikel 6 für die 
Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt. 

Die Gewerkschaften und die Arbeitgeberverbände 
in der Seeschiffahrt halten die baldige Ratifizierung 
des Übereinkommens für erforderlich. 


Besonderer Teil 

Artikel 1 umschreibt den Geltungsbereich des 
Übereinkommens. Das Übereinkommen gilt danach 
für alle Seeschiffe, die der gewerbsmäßigen Beför- 
derung von Fracht oder von Fahrgästen oder ande- 
ren gewerblichen Zwecken dienen, unabhängig da- 
von, ob sie im öffentlichen oder privaten Eigentum 
stehen. Die deutsche Gesetzgebung, die die Sicher- 
heit, den sozialen Schutz und die Beschäftigungs- 
bedingungen an Bord von Seeschiffen in Überein- 
stimmung mit den Normen des Übereinkommens 
regelt, gilt allerdings zum Teil nur für Kauffahrtei- 
schiffe, d. h. für die dem Erwerb durch die Seefahrt 
dienenden Schiffe im privaten Eigentum. Die im 
öffentlichen Eigentum stehenden gewerblich genutz- 
ten Seeschiffe, im wesentlichen die Fährschiffe der 
Deutschen Bundesbahn, werden insbesondere durch 
das Seemannsgesetz und die zur seiner Durchfüh- 
rung ergangenen Rechtsverordnungen nicht erfaßt. 
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Durch interne Dienstanweisungen des zuständigen 
Bundesministers ist aber sichergestellt, daß auch 
diese Schiffe den Normen des Übereinkommens ent- 
sprechen. Insbesondere ist die Besetzung dieser 
Schiffe so geregelt, wie sie die Schiffsbesetzungs- 
und Ausbildungsordnung vom 19. August 1970 
(BGBl. I S. 1253) für die im privaten Eigentum ste- 
henden Schiffe vorschreibt. Der Flaggenstaat ist 
nach Artikel 2 Buchstabe a des Übereinkommens 
verpflichtet, die — wie es im authentischen eng- 
lischen Text heißt — „laws or regulations" zur Si- 
cherung der Mindestnormen zu erlassen. Damit ist 
jede hoheitliche Anordnung als ausreichend anzu- 
sehen, die allgemeine verbindliche Regelungen für 
Personen und Behörden enthält. Dieses Erfordernis 
erfüllt eine auf ministerieller Ebene erlassene 
Dienstanweisung. 

Forschungs- und Expeditionsschiffe, Fahrzeuge der 
Deutschen Gesellschaft zur Rettung Schiffbrüchiger 
und Vergnügungsj achten, die im allgemeinen eben- 
falls nicht von den einschlägigen deutschen Geset- 
zen erfaßt sind, sind auch vom Geltungsbereich des 
Übereinkommens ausgenommen (vgl. Artikel 1 
Abs. 1 und 4 Buchstabe c). 

Artikel 2 enthält neben Artikel 4 die Kernrege- 
lungen des Übereinkommens. Während Artikel 4 
Schiffe unter fremder Flagge betrifft, bezieht sich 
Artikel 2 auf die Anforderungen, die an die Schiffe 
eigener Nationalität zu richten sind. 

Der ratifizierende Staat ist nach Artikel 2 Buch- 
stabe a des Übereinkommens zur Festsetzung von 
Mindestnormen über die Sicherheit, den sozialen 
Schutz und die Beschäftigungs- und Aufenthaltsbe- 
dingungen an Bord der in seinem Gebiet eingetrage- 
nen Schiffe verpflichtet. Die einzuhaltenden Normen 
sollen den im Anhang zu dem Übereinkommen auf- 
geführten Übereinkommen im wesentlichen gleich- 
wertig sein. 

Die Bundesrepublik Deutschland erfüllt diese Vor- 
aussetzung durch die Bestimmungen des Seemanns- 
gesetzes und die zu seiner Durchführung erlassenen 
Rechts Verordnungen, die von der See-Berufsgenos- 
senschaft erlassenen Unfallverhütungsvorschriften 
und Bemannungs-Richtlinien sowie die gesetzlichen 
Regelungen der Unfall-, Kranken- und Rentenver- 
sicherung. Hinsichtlich der im öffentlichen Eigen- 
tum stehenden gewerblich genutzten Seeschiffe wird 
auf die Ausführungen zu Artikel 1 verwiesen. 

Von den im Anhang genannten Übereinkommen sind 
lediglich die Übereinkommen Nr. 53 und 68 noch 
nicht ratifiziert und voll ins deutsche Recht über- 
nommen worden. Den Bestimmungen des Überein- 
kommens Nr. 53 über die Befähigungsausweise der 
Schiffsoffiziere (Artikel 3 und 4), 1936, sind aber die 
Regelungen der Schiffsbesetzungs- und Ausbil- 
dungsordnung zumindest gleichwertig. Die Ratifi- 
zierung des Übereinkommens ist bisher im wesent- 
lichen daran gescheitert, daß die deutschen Straf- 
bestimmungen den Vorschriften des Übereinkom- 
mens nicht voll entsprechen. Artikel 5 des Überein- 
kommens Nr. 68 über Verproviantierung und Ver- 
köstigung (Schiffsbesatzungen), 1946, ist durch das 


innerstaatliche Recht ebenfalls erfüllt. Insoweit ent- 
halten § 39 des Seemannsgesetzes, die Rechtsver- 
ordnungen der Länder Hamburg (GVBl. 1951 S. 121), 
Bremen (GVBl. 1951 Nr. 27), Nieder Sachsen (GVBl. 
1951 S. 168) und Schleswig-Holstein (GVBl. 1951 A 
S. 135) über die Speiserolle für die deutschen See- 
schiffe und Seefischereifahrzeuge, die Erste Verord- 
nung auf Grund des Gesetzes über die Ermächtigung 
des Reichsarbeitsministers zum Erlaß sozialer 
Schutzvorschriften für die Besatzungsmitglieder von 
Seeschiffen und Hochseefischereifahrzeugen (RGBl. 
1935 II S. 115) sowie die Verordnung über die Unter- 
bringung der Besatzungsmitglieder an Bord von 
Kauffahrteischiffen (Anhang Abschnitt 1.3 und 1.4) 
vom 8. Februar 1973 (BGBl. I S. 66) ausreichende 
Regelungen. 

Nach Artikel 2 Buchstabe b des Übereinkom- 
mens ist der Flagg enstaat verpflichtet, eine wirk- 
same Hoheitsgewalt oder Kontrolle über seine 
Schiffe auszuüben. 

Die Einhaltung der Sicherheitsnormen auf deutschen 
Schiffen, einschließlich der Normen über Befähi- 
gung, Arbeitszeit und Besatzungsstärke (vgl. Buch- 
stabe b Ziffer i), wird durch die nach Landesrecht 
für den Arbeitsschutz zuständige oberste Landes- 
behörde (vgl. §§ 102 ff. des Seemannsgesetzes) und 
die See-Berufsgenossenschaft (vgl. § 805 in Verbin- 
dung mit § 712 RVO) überwacht. Nach § 8 der 
Schiffsbesetzungs- und Ausbildungsordnung kann 
z. B. die zuständige Behörde das Festhalten eines 
Schiffes anordnen, wenn die Besetzung des Schiffes 
nicht den Vorschriften entspricht. 

Die hinsichtlich der Maßnahmen der Sozialen Si- 
cherheit und der Beschäftigungs- und Aufenthalts- 
bedingungen an Bord geforderte „wirksame Aus- 
übung der Hoheitsgewalt oder Kontrolle" (vgl. Buch- 
stabe b Ziffern ii und iii) ist in der Bundesrepublik 
Deutschland ebenfalls gewährleistet. Zwar kann der 
nach deutschem Recht zum Teil privatrechtlich ge- 
staltete Anspruch des einzelnen auf angemessene 
Beschäftigungs- und Aufenthaltsbedingungen an 
Bord nicht durch hoheitliche Kontrollen von Ver- 
waltungsbehörden, sondern nur durch die auf An- 
trag angerufenen Gerichte überprüft werden. Zur 
„Ausübung der Hoheitsgewalt" reicht es aber aus, 
daß dem Seemann ein gerichtliches Verfahren zur 
Verfügung steht, das ihm die Überprüfung seiner 
privatrechtlichen Ansprüche ermöglicht. Rechts- 
kräftige Urteile sind für die Beteiligten verbindlich; 
sie können durch die staatliche Gewalt vollstreckt 
werden. Diese Auslegung ist auch schon deshalb 
gerechtfertigt, weil im authentischen englischen 
Text der Begriff „jurisdiction" verwandt wird, der 
auch mit „Rechtsprechung" oder „Gerichtsbarkeit" 
übersetzt werden kann. 

Artikel 2 Buchstabe c des Übereinkommens ist 
für die Bundesrepublik Deutschland ohne Bedeu- 
tung. Die dortige Regelung kommt nur dann zur 
Anwendung, wenn der Mitgliedstaat keine wirk- 
same Hoheitsgewalt im Sinne des Artikels 2 Buch- 
stabe b ausübt. Wie bereits ausgeführt, sind aber 
in der Bundesrepublik Deutschland die Vorausset- 
zungen des Artikels 2 Buchstabe b erfüllt. 
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Nach Artikel 2 Buchstabe d Ziffer i des Über- 
einkommens hat der ratifizierende Staat für die An- 
heuerung von Seeleuten auf Schiffen eigener Natio- 
nalität und für die Untersuchung damit zusammen- 
hängender Beschwerden angemessene Verfahren 
unter Aufsicht einer zuständigen Stelle sicherzustel- 
len. 

In der Bundesrepublik Deutschland ist diese Vor- 
schrift erfüllt. Die Anheuerung eines Seemannes 
vollzieht sich durch den Abschluß des Heuerver- 
trags, der die privatrechtlichen Beziehungen zwi- 
schen Besatzungsmitglied und Reeder regelt, und 
die Musterung, mit der das Seemannsamt als zu- 
ständige Stelle den Dienstantritt auf einem bestimm- 
ten Schiff bestätigt (vgl. §§ 11 ff. des Seemannsge- 
setzes). Eine Verpflichtung zur amtlichen Unter- 
suchung von Beschwerden im Zusammenhang mit 
dem privatrechtlichen Abschluß des Heuervertrags 
besteht in der Bundesrepublik Deutschland zwar 
nicht. Den Anforderungen des Übereinkommens 
wird aber dadurch entsprochen, daß etwaige Mängel 
beim Abschluß des Heuervertrags (z. B. Verstöße 
gegen § 24 des Seemannsgesetzes) vor den Gerich- 
ten geltend gemacht werden können. Entscheidun- 
gen der Seemannsämter im Musterungsverfahren 
sind Verwaltungsakte, gegen die im Verwaltungs- 
rechtsweg vorgegangen werden kann. 

Während Artikel 2 Buchstabe d Ziffer i die Anheue- 
rung auf Schiffen eigener Nationalität betrifft, hat 
Artikel 2 Buchstabe d Ziffer ii für die Bun- 
desrepublik Deutschland folgende Bedeutung: 

Zum einen ist die Untersuchung von Beschwerden 
deutscher Seeleute, die in der Bundesrepublik 
Deutschland auf ausländischen Schiffen anmustern, 
durch angemessene Verfahren unter Aufsicht einer 
zuständigen Stelle sicherzustellen. Zum anderen 
sind Beschwerden deutscher und ausländischer See- 
leute, die in der Bundesrepublik Deutschland auf 
ausländischen Schiffen anmustern, an die zuständige 
Stelle des Staates weiterzuleiten, dessen Flagge das 
betreffende Schiff führt; dem Generaldirektor des 
Internationalen Arbeitsamtes ist eine Abschrift zu- 
zuleiten. 

Nach geltendem Recht sind die Seemannsämter nur 
für die Musterung auf Schiffen zuständig, die die 
Bundesflagge führen. Um daher Artikel 2 Buch- 
stabe d Ziffer ii des Übereinkommens erfüllen zu 
können, muß die Zuständigkeit der Seemannsämter 
erweitert werden. Die entsprechenden gesetzlichen 
Änderungen enthält Artikel 3 des Vertragsgesetzes. 

Artikel 2 Buchstabe e des Übereinkommens ver- 
pflichtet den Flaggenstaat, dafür zu sorgen, daß die 
auf seinen Schiffen beschäftigten Kapitäne und Be- 
satzungsmitglieder ausreichend befähigt und ausge- 
bildet sind. Dem wird in der Bundesrepublik 
Deutschland durch die auf Grund der Ermächtigung 
des § 142 des Seemannsgesetzes erlassene Schiffs- 
besetzungs- und Ausbildungsordnung, die Matro- 
sen- Ausbildungsordnung vom 23. Mai 1975 (BGBl. I 
S. 1264), die Funkoffiziers- Ausbildungsordnung vom 


30. November 1977 (BGBl. I S. 2281) und die Schiffs- 
betriebsmeister-Verordnung vom 18. April 1978 
(BGBl. I S. 514) Rechnung getragen. 

Nach Artikel 2 Buchstabe f des Übereinkom- 
mens muß der ratifizierende Staat durch „Inspektion 
oder sonstige geeignete Mittel" nachprüfen, daß 
seine Schiffe den von ihm ratifizierten Übereinkom- 
men den gemäß Artikel 2 Buchstabe a erlassenen 
innerstaatlichen Mindestnormen und den einschlä- 
gigen Tarifverträgen entsprechen. 

In der Bundesrepublik Deutschland wird die Einhal- 
tung von Vorschriften über Sicherheit, Arbeitszeit 
und Besetzung auf Seeschiffen sowie über die So- 
ziale Sicherheit der Seeleute von Amts wegen über- 
wacht. Die privatrechtlichen Beschäftigungs- und 
Aufenthaltsbedingungen an Bord unterliegen inso- 
weit einer Nachprüfung durch „geeignete Mittel", 
als bei Verstößen dem einzelnen der Rechtsweg 
offensteht. 

Artikel 2 Buchstabe g des Übereinkommens for- 
dert die Untersuchung schwerer Seeunfälle, soweit 
Schiffe eigener Nationalität daran beteiligt waren, 
und die Veröffentlichung des Untersuchungsbe- 
richts. 

Dem entspricht in der Bundesrepublik Deutschland 
§ 1 des Gesetzes über die Untersuchung von See- 
unfällen vom 29. September 1935 (RGBl. I S. 1183) 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs- 
nummer 9510-2, veröffentlichten bereinigten Fas- 
sung. Hiernach werden Seeunfälle untersucht, wenn 
ein öffentliches Interesse vorliegt; dieses Interesse 
ist bei schweren Seeunfällen stets gegeben. Die Un- 
tersudiungsberichte werden in der Regel auch ver- 
öffentlicht. 

Darüber hinaus werden schwere Seeunfälle auch 
von der See-Berufsgenossenschaft untersucht. Wer- 
den bei den Unfällen Menschen getötet, so wird 
regelmäßig unverzüglich eine polizeiliche Unfall- 
untersuchung durchgeführt (vgl. §§ 1559 ff. RVO). 
Die Untersuchungsergebnisse der See-Berufsgenos- 
senschaft werden allerdings nicht veröffentlicht. 

Artikel 3 des Übereinkommens verpflichtet den 
ratifizierenden Staat, seine Staatsangehörigen nach 
Möglichkeit über die Probleme zu unterrichten, die 
sich bei der Anheuerung auf unternormigen Schiffen 
eines anderen Staates, der das Übereinkommen nicht 
ratifiziert hat, ergeben können. 

Ein derartiges Unterrichtungs verfahren besteht bis- 
her zwar in der Bundesrepublik Deutschland nicht. 
Allerdings ist Artikel 3 so allgemein gefaßt, daß er 
einer Ratifizierung nicht entgegensteht; so dürfte es 
bereits ausreichen, wenn — wie beabsichtigt — in 
Rundschreiben der zuständigen Ministerien die' Ge- 
werkschaften und Arbeitgeberverbände in der See- 
schiffahrt, der Verein zur Förderung des seemänni- 
schen Nachwuchses und ggf. die Arbeitsämter und 
Seemannsämter gebeten werden, die Seeleute über 
die Probleme an Bord unternormiger Fahrzeuge zu 
unterrichten. 
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Artikel 4 des Übereinkommens berechtigt den 
ratifizierenden Staat, Schiffe unter fremder Flagge, 
die seine Häfen anlaufen, zu kontrollieren und die 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 

Nach Absatz 1 kann der Hafenstaat, wenn er 
eine Beschwerde oder Beweismaterial erhält, daß 
das Schiff nicht den Normen des Übereinkommens 
entspricht, die Regierung des Flaggenstaates und 
den Generaldirektor des Internationalen Arbeits- 
amtes unterrichten. Der Hafenstaat kann darüber 
hinaus die notwendigen Maßnahmen zur Beseiti- 
gung von Bedingungen an Bord treffen, die eindeu- 
tig eine Gefahr für die Sicherheit oder Gesundheit 
darstellen. 

Das Schiff darf allerdings nach Absatz 2 nicht 
über Gebühr festgehalten werden. Nach der in Ab- 
satz 2 vorgesehenen Regelung ist ferner der nächst- 
erreichbare konsularische, diplomatische oder für 
Seeschiffahrtsfragen zuständige Vertreter des Flag- 
genstaates zu benachrichtigen und zu ersuchen, 
wenn möglich, persönlich anwesend zu sein. 

Absatz 3 regelt, was unter Beschwerden im Sinne 
des Artikels 4 zu verstehen ist. 

Die Voraussetzungen für die Anwendung der in Ar- 
tikel 4 vorgesehenen Verfahrens sind in der Bundes- 
republik Deutschland durch das geltende Recht 
nicht gegeben. Das Übereinkommen wäre zwar 
auch ohne entsprechende Rechtsänderungen ratifi- 


zierbar, da es sich bei Artikel 4 um eine „Kann“- 
Vorschrift handelt. Andererseits liegt in dieser Be- 
stimmung ein Schwerpunkt des Übereinkommens. 
Deshalb werden durch die in Artikel 2 des Vertrags- 
gesetzes zu dem Übereinkommen enthaltenen Än- 
derungen des Seeaufgabengesetzes die Rechts- 
grundlagen für eine innerstaatliche Durchführung 
des Artikels 4 geschaffen. 

Artikel 5 macht die Ratifizierung bestimmter in- 
ternationaler Urkunden zur Voraussetzung für die 
Ratifizierbarkeit des Übereinkommens Nr. 147 durch 
den jeweiligen Staat. Dadurch soll der Zusammen- 
hang zwischen Sicherheitsanforderungen und Be- 
schäftigungsbedingungen an Bord hervorgehoben 
werden. 

Da die Bundesrepublik Deutschland Vertragsstaat 
der betreffenden internationalen Urkunden ist, er- 
füllt sie auch insoweit die Voraussetzungen für die 
Ratifizierung des Übereinkommens. 

Artikel 6 regelt insbesondere die Voraussetzun- 
gen für das Inkrafttreten des Übereinkommens. 

Die Artikel 7 bis 12 enthalten die in den Über- 
einkommen der Internationalen Arbeitsorganisation 
üblichen Schlußbestimmungen über Ratifikation, In- 
krafttreten, Kündigung und Abänderung des Über- 
einkommens. 
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Anlage zur Denkschrift 


Empfehlung 155 

betreffend die Verbesserung der Normen auf Handelsschiffen 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Arbeits- 
organisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits- 
amtes nach Genf einberufen wurde und am 13. Oktober 
1976 zu ihrer zweiundsechzigsten Tagung zusammenge- 
treten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen 
betreffend nichtnormengemäße Seefahrzeuge, insbeson- 
dere soweit sie unter Gefälligkeitsflaggen eingetragen 
sind, eine Frage, die den fünften Gegenstand ihrer Tages- 
ordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form einer 
Empfehlung zur Ergänzung des Übereinkommens über die 
Handelsschiffahrt (Mindestnormen), 1976, erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 29. Oktober 1976, die 
folgende Empfehlung an, die als Empfehlung betreffend 
die Handelsschiffahrt (Verbesserung der Normen), 1976, 
bezeichnet wird. 

1. (1) Diese Empfehlung gilt, soweit in diesem Absatz 
nichts anderes bestimmt wird, für alle Seeschiffe, gleich- 
viel ob in öffentlichem oder privatem Eigentum, die der 
gewerbsmäßigen Beförderung von Fracht oder von Fahr- 
gästen oder anderen gewerblichen Zwecken dienen. 

(2) Die innerstaatliche Gesetzgebung sollte die Vor- 
aussetzungen bestimmen, unter denen Schiffe als See- 
schiffe im Sinne dieser Empfehlung gelten. 

(3) Diese Empfehlung gilt für Seeschlepper. 

(4) Diese Empfehlung gilt nicht für 

a) Segelschiffe mit oder ohne Hilfsmotoren} 

b) Schiffe, die zur Fischerei oder zum Walfang oder zu 
ähnlichen Zwecken verwendet werden; 

c) Kleinfahrzeuge und Fahrzeuge wie schwimmende 
Bohr- und Förderinseln, soweit sie nicht zur Schiffahrt 
verwendet werden; die Entscheidung, welche Fahr- 
zeuge unter diese Bezeichnung fallen, sollte von der 
zuständigen Stelle jedes Landes nach Anhörung der 
maßgebenden Verbände der Reeder und der Seeleute 
getroffen werden. 


(5) Keine Bestimmung dieser Empfehlung sollte so 
ausgelegt werden, als würde dadurch der Geltungsbe- 
reich der im Anhang zum Übereinkommen über die Han- 
delsschiffahrt (Mindestnormen), 1976, oder im Anhang zu 
dieser Empfehlung aufgeführten Urkunden ausgedehnt. 

2. Die Mitglieder sollten 

a) sicherstellen, daß die Bestimmungen der in Artikel 2 
Buchstabe a) des Übereinkommens über die Handels- 
schiffahrt (Mindestnormen), 1976, vorgesehenen 
Gesetzgebung, und 

b) sich vergewissern, daß jene Bestimmungen von 
Gesamtarbeitsverträgen, welche die Beschäftigungs- 
und Aufenthaltsbedingungen an Bord regeln, 

den Bestimmungen der im Anhang zum Übereinkommen 
über die Handelsschiffahrt (Mindestnormen), 1976, aufge- 
führten Übereinkommen oder Artikel von Übereinkom- 
men mindestens gleichwertig sind. 

3. Außerdem sollte, nötigenfalls schrittweise, darauf 
hingearbeitet werden, daß diese Gesetzgebung oder gege- 
benenfalls diese Gesamtarbeitsverträge Bestimmungen 
enthalten, die den Bestimmungen der im Anhang zu 
dieser Empfehlung aufgeführten Urkunden mindestens 
gleichwertig sind. 

4. (1) Bis zu einer Neufassung des Übereinkommens 
über die Handelsschiffahrt (Mindestnormen), 1976, die auf 
Grund veränderter Betriebsbedingungen und Bedürfnisse 
der Handelsschiffahrt etwa notwendig sein könnte, sollte 
bei der Durchführung des genannten Übereinkommens 
nach Anhörung der maßgebenden Verbände der Reeder 
und der Seeleute von jeder gegebenenfalls in Kraft getre- 
tenen Neufassung der im Anhang des Übereinkommens 
aufgeführten Übereinkommen Kenntnis genommen wer- 
den. 

(2) Bei der Durchführung dieser Empfehlung sollte 
nach Anhörung der maßgebenden Verbände der Reeder 
und der Seeleute von jeder gegebenenfalls in Kraft getre- 
tenen Neufassung der im Anhang der Empfehlung aufge- 
führten Übereinkommen und von jeder etwa angenomme- 
nen Neufassung anderer darin aufgeführter Urkunden 
Kenntnis genommen werden. 


Anhang 


Übereinkommen (Nr. 53) über die Befähigungsausweise 
der Schiffsoffiziere, 1936; 

Übereinkommen (Nr. 68) über Verproviantierung und 
Verköstigung (Schiffsbesatzungen), 1946; 

Übereinkommen (Nr. 133) über die Quartierräume der 
Schiffsbesatzungen (zusätzliche Bestimmungen), 1970; 
Übereinkommen (Nr. 134) über die Unfallverhütung (See- 
leute), 1970; 

Übereinkommen (Nr. 135) über Arbeitnehmervertreter, 
1971; 


Übereinkommen (Nr. 91) über den bezahlten Urlaub der 
Schiffsleute (Neufassung), 1949, oder Übereinkommen 
(Nr. 146) über den bezahlten Jahresurlaub der Seeleute, 
1976; 

Übereinkommen (Nr. 70) über die Soziale Sicherheit der 
Schiffsleute, 1946; 

Empfehlung (Nr. 137) betreffend die berufliche Ausbil- 
dung (Seeleute), 1970; 

Richtliniensammlung IMCO/IAO, 1975. 
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Stellungnahme zu der Empfehlung 


1 . 

Während das Übereinkommen im wesentlichen auf Nor- 
men beschränkt ist, die in Seeschiffahrtsländern bereits 
weitgehende Anerkennung gefunden haben, schlägt die 
Empfehlung Maßnahmen vor, die zur Einhaltung umfas- 
sender Normen führen sollen. 

Nummer 1 der Empfehlung entspricht Artikel 1 des 
Übereinkommens. 

Nach Nummer 2 der Empfehlung soll der Mitgliedstaat 
sicherstellen, daß die innerstaatlichen gesetzlichen Vor- 
schriften den im Anhang zu dem Übereinkommen aufge- 
führten Übereinkommen oder Artikeln von Übereinkom- 
men mindestens gleichwertig sind. Das Übereinkommen 
läßt es dagegen ausreichen, wenn die gesetzlichen Vor- 
schriften im wesentlichen gleichwertig sind. 

Darüber hinaus soll sich der Mitgliedstaat vergewissern, 
daß auch die Bestimmungen von Gesamtarbeitsverträgen, 
welche die Beschäftigungs- und Aufenthaltsbedingungen 
an Bord regeln, den im Anhang des Übereinkommens auf- 
geführten Übereinkommen oder Artikeln von Überein- 
kommen mindestens gleichwertig sind. 

Nach Nummer 3 der Empfehlung soll der Mitgliedstaat, 
nötigenfalls schrittweise, darauf hinarbeiten, daß seine 
Gesetzgebung oder ggf. die Tarifverträge Bestimmungen 
enthalten, die den Bestimmungen der im Anhang zu der 
Empfehlung aufgeführten Urkunden mindestens gleich- 
wertig sind. 

Nummer 4 der Empfehlung soll sicherstellen, daß bei 
der Durchführung des Übereinkommens mögliche Neu- 


fassungen der im Anhang zu dem Übereinkommen ge- 
nannten Übereinkommen berücksichtigt werden. Dies soll 
auch bei der Durchführung der Empfehlung bezüglich der 
in ihrem Anhang genannten Urkunden gelten. 


11 . 

Die deutschen Regelungen über Mindestnormen auf Han- 
delsschiffen sind den im Anhang des Übereinkommens 
auf geführten Übereinkommen oder Artikeln von Überein- 
kommen mindestens gleichwertig, so daß insoweit Num- 
mer 2 der Empfehlung erfüllt ist. 

Zu den in Nummer 3 angesprochenen, im Anhang der 
Empfehlungen auf geführten Urkunden ist darauf hinzu- 
weisen, daß dem Übereinkommen Nr. 68 über Verpro- 
viantierung und Verköstigung (Schiffsbesatzungen), 1946, 
durch das zur Zeit geltende innerstaatliche Recht nicht 
voll entsprochen wird. Eine umfassende Regelung der 
Speiserolle auf Seeschiffen ist in Vorbereitung. Es bleibt 
abzuwarten, ob diese Regelung zur Ratifizierung des 
Übereinkommens Nr. 68 ausreicht. Das Übereinkommen 
Nr. 91 über den bezahlten Urlaub der Schiffsleute (Neu- 
fassung), 1949, ist nicht ratifiziert worden. Auch das neue 
Übereinkommen Nr. 146 über den bezahlten Jahresurlaub 
der Seeleute, 1976, wird wegen des nach deutschem Recht 
zu hohen Mindesturlaub nicht ratifiziert werden können. 
Das Übereinkommen Nr. 70 über die Soziale Sicherheit 
der Schiffsleute, 1946, ist von der Bundesrepublik Deutsch- 
land bisher nicht ratifiziert worden. Es ist nicht zu erwar- 
ten, daß in absehbarer Zeit Vorschriften erlassen werden, 
die dem Übereinkommen voll entspreciien. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Artikel 2 Nr. 2 Vertragsgesetzentwurf (§ 3 

Abs, 2 nach Satz 1 Seeaufgabengesetz) 

In Nummer 2 ist in § 3 Abs. 2 nach Satz 1 folgen- 
der Satz einzufügen: 

„Im Bereich der seewärtigen Begrenzung des 
Küstenmeeres können Bundesgrenzschutz und 
Zollverwaltung schiffahrtspolizeiliche Vollzugs- 
aufgaben (§ 20 Abs. 1 Nr. 5) nur wahrnehmen, so- 
weit Polizeikräfte des Landes nicht erreichbar 
sind und das Einschreiten zur Beseitigung einer 
bereits eingetretenen Störung der Sicherheit oder 
Leichtigkeit des Schiffsverkehrs oder zur Abwehr 
einer unmittelbar bevorstehenden Gefahr erfor- 
derlich ist. Die zuständige Polizeidienststelle ist 
unverzüglich zu unterrichten." 


Begründung 

Bei den Vorberatungen zum Gesetzentwurf zwi- 
schen dem Bund und den Küstenländern haben 
die Vertreter der Bundesressorts erklärt, soweit 
die Vollzugsorgane des Bundes — Bundesgrenz- 
schutz und Zollverwaltung — ermächtigt werden 
sollten, auch im Bereich der seewärtigen Begren- 
zung des Küstenmeeres tätig zu werden, werde 
hierdurch die „Vereinbarung über die schiffahrts- 
polizeilichen Vollzugsaufgaben" nach § 20 Abs. 1 
Nr. 5 Seeaufgabengesetz nicht berührt. Das be- 
deute, daß die Behörden der Wasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung des Bundes nur zur Beseitigung 
einer bereits eingetretenen Störung der Sicherheit 
oder Leichtigkeit des Schiffsverkehrs oder zur 
Abwehr einer unmittelbar bevorstehenden Gefahr 
tätig werden dürften, und zwar auch nur dann, 
wenn Polizeikräfte des Landes nicht erreichbar 
seien. 

Mit der vorgeschlagenen Änderung wird die 
Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
im Interesse der Rechtssicherheit und Rechtsklar- 
heit im Sinne des vorstehend Gesagten so be- 
grenzt und präzisiert, daß Doppelzuständigkeiten 
des Bundesgrenzsdiutzes und der Zollverwaltung 
einerseits und der Wasserschutzpolizeien der 
Küstenländer andererseits ausgeschlossen sind. 


2. Zu Artikel 2 Nr. 5 Vertragsgesetzentwurf (§ 9 b 

Abs. 2 Seeaufgabengesetz) 

In Nummer 5 sind in § 9b Abs. 2 die Worte „zur 
Erfüllung" zu streichen. 

Begründung 

Klarstellung des Gewollten; auch hinsichtlich der 
Verpflichtungen aus zwischenstaatlichen Verein- 
barungen sollen die fraglichen Rechtsverordnun- 
gen (auch) der Umsetzung in innerstaatliches 
Recht dienen. 

3. Zu Artikel 3 Satz 1 Vertragsgesetzentwurf 

In Artikel 3 ist Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Für die Entgegennahme, Untersuchung und .... 
(weiter wie Vorlage) Han- 
delsschiffen sind die Seemannsämter zuständig." 

Begründung 

Das Wort „übertragen" sollte vermieden werden. 
Es sollte klargestellt werden, daß die Vorschrift 
lediglich die Bestimmung einer Zuständigkeit von 
Landesbehörden nach Artikel 84 Abs. 1 GG zum 
Gegenstand hat. 

4. Nach Artikel 5 Vertragsgesetzentwurf (Artikel 5 a 
— neu — ) 

Nach Artikel 5 ist folgender Artikel 5 a einzu- 
fügen; 

„Artikel 5 a 

Das Grundrecht des Artikels 13 des Grundgeset- 
zes über die Unverletzlichkeit der Wohnung wird 
insoweit eingeschränkt." 

Begründung 

Artikel 2 Nr. 4 des Gesetzentwurfs sieht durch 
Erweiterung der Verweisung in § 8 des Seeauf- 
gabengesetzes auch eine Erweiterung des Be- 
tretungsrechts der Kontrollpersonen vor. Von 
diesem Recht werden auch Wohnräume der Be- 
satzungsmitglieder (Kajüten usw.) erfaßt. In dem 
vorliegenden Gesetzentwurf muß deshalb das 
Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 GG) eingeschränkt werden, wie dies 
auch bereits in § 8 des Seeaufgabengesetzes er- 
folgt ist. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. der Stellungnahme des Bundesrates 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der Bund hat auf den Hoheitsgewässern (Seeschiff- 
fahrtstraßen) und auf der Hohen See die schiffahrts- 
polizeilichen Verwaltungsaufgaben wahrzunehmen 
{§ 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Seeaufgabengesetzes), 
Aufgaben, die er mit den Behörden der Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltung erfüllt {§ 3 Abs. 1 des See- 
aufgabengesetzes). 

Für die Hoheitsgewässer hat der Bund mit den 
Küstenländern eine Vereinbarung über die Aus- 
übung der schiffahrtspolizeilichen Vollzugsaufgaben 
abgeschlossen; die Länder haben sie — gleich- 
lautend — zum Gegenstand besonderer Landes- 
gesetze gemacht {§ 20 Abs. 1 Nr. 5 des Seeaufgaben- 
gesetzes). Der Bund hat sich in dieser Vereinbarung 
nur wenige sdiiffahrtspolizeiliche Exekutivaufgaben 
Vorbehalten. Sie werden also überwiegend von der 
Wasserschutzpolizei der Länder ausgeführt; die Be- 
hörden der Wasser- und Schiff ahrtsverwaltung des 
Bundes können jedoch eingreifen, soweit die Polizei- 
kräfte des Landes nicht erreichbar sind und das Ein- 
schreiten zur Beseitigung einer bereits eingetretenen 
Störung der Sicherheit oder Leichtigkeit des Schiffs- 
verkehrs oder zur Abwehr einer unmittelbar bevor- 
stehenden Gefahr erforderlich ist. 

Auf der Hohen See — das Meer seewärts der 
Hoheitsgrenze — können die schiffahrtspolizeilichen 
Vollzugsaufgaben dem Bundesgrenzschutz zur Aus- 
übung übertragen werden (§ 3 Abs. 2 des See- 
aufgabengesetzes); der Entwurf erweitert diese De- 
legationsmöglichkeit auf die Zollverwaltung. 

Im Bereich der seewärtigen Begrenzung der Hoheits- 
gewässer, also in einem Streifen beiderseits der 
„nassen“ Grenze des Küstenmeeres der Bundes- 
republik Deutschland, liegen einige in hohem Maße 
sicherheitsempfindliche Gebiete, in denen sich nicht 
nur der Schiffsverkehr konzentriert, sondern auch 
die natürlichen Navigationsbedingungen — vor al- 
lem für Großtanker — besonders schwierig sind. 
Zur Abwehr insbesondere von Umweltgefahren 
mußte die Kontrolltätigkeit hier intensiviert werden. 
Die für diese Gefahrengebiete übergreifende Zu- 
ständigkeit der Bundesorgane ist erst 1972 mit Zu- 


stimmung der Länder eingeführt worden (§ 70 des 
Bundesgrenzschutzgesetzes). Ihre Erweiterung um 
die Vollzugskräfte der Zollverwaltung kann jedoch 
kein hinreichender Anlaß sein, die Vollzugsaufgaben 
auf die Abwehr einer unmittelbar bevorstehenden 
oder die Beseitigung einer schon eingetretenen Ge- 
fahr zu beschränken. In Gegenteil; Es muß, wie 
zahlreiche Unfälle mit gravierenden Umweltschäden 
gelehrt haben, schon bei der nur möglichen Gefahr 
eingeschritten werden können. Die das Gefahren- 
gebiet durchlaufende Hoheitsgrenze darf — aus blo- 
ßen Zuständigkeitserwägungen — kein Hindernis 
für ein Eingreifen sein, wenn Vollzugskräfte des 
Bundes präsent sind. 

Das in Artikel 2 Nr. 2 des Entwurfs {§ 3 Abs. 2 Satz 3 
des Seeaufgabengesetzes) erwähnte einheitliche Si- 
cherheitskonzept wird eine klare Ordnung der Zu- 
ständigkeiten gewährleisten. Der Entwurf konnte die 
schiffahrtspolizeilichen Vollzugsorgane der Länder 
nicht einbeziehen, da ihre Tätigkeit auf der o. g. 
Vereinbarung beruht, die die Bundesregierung nach 
wie vor für eine ausreichende Basis der Zusammen- 
arbeit hält. Sie ist jedoch auch bereit, die Verein- 
barung gemeinsam mit den Ländern auf zweck- 
mäßige Änderungen und Ergänzungen zu prüfen. 

Zu 2. der Stellungnahme des Bundesrates 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 3. der Stellungnahme des Bundesrates 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 4. der Stellungnahme des Bundesrates 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. Jedoch sollte der 
Text des Artikels 5 a — neu — wie folgt lauten: 

„Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 des Grundgesetzes) wird nach Maßgabe 
dieses Gesetzes eingeschränkt." 

Begründung 
Klarstellung des Gewollten. 
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